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Ursula Mehrlander
Vorbemerkung

Die Fachtagung ,Von Férderprogrammen zu Mainstreamingstrategien: Migrant/innen
als Kunden und Beschaftigte des 6ffentlichen Dienstes” setzt als Kooperationsveranstal-
tung des Bereichs Migration und Qualifizierung beim DGB Bildungswerk und des Ge-
sprachskreises Migration und Integration der Friedrich-Ebert-Stiftung eine langjahrige
Tradition fort. Diese Zusammenarbeit beider Institutionen zielt auf die Frage, wie wir in
Deutschland eine humane Zuwanderungs-, Fliichtlings- und Integrationspolitik gestalten
kénnen. Im Jahre 2001 hatten wir uns mit dem Thema ,, Gleichbehandlung oder positive
Diskriminierung? Betriebliche Modelle der Integration von Arbeitnehmern und Arbeit-
nehmerinnen auslandischer Herkunft” beschaftigt.

Wenn es um den 6ffentlichen Dienst als Beschaftigungssektor fur Migrantinnen und
Migranten geht, ist es nicht einfach, exaktes Zahlenmaterial zur Beschreibung der Be-
schaftigungssituation zu erhalten. Einige Angaben aber sind verfligbar. So betrug z.B.
1999 in Nordrhein-Westfalen der Anteil der Auslander an den Erwerbstatigen insgesamt
12,3 Prozent. Im &ffentlichen Dienst hingegen lag die Ausldnderbeschaftigtenquote le-
diglich bei 4,5 Prozent. Der Anteil der nicht-deutschen Auszubildenden im 6ffentlichen
Dienst ist mit 2,6 Prozent ebenfalls sehr niedrig. Hinzu kommt, dass ausléndische Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer sehr stark in jenen Sektoren des 6ffentlichen Diens-
tes beschaftigt sind, die von Rationalisierungen oder Privatisierungen betroffen sind.
Beispiele daflr sind die Mullentsorgung und die Reinigungsberufe.

Vor diesem Hintergrund erstaunt es nicht, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
mit Migrationshintergrund in hoheren oder gehobenen Positionen des 6ffentlichen
Dienstes relativ selten vertreten sind. Die Grlinde, die daflr genannt werden, sind viel-
faltig. Da sind zum einen die Einstellungstests, die nicht kulturneutral sind. Hinzu kom-
men beamtenrechtliche Vorschriften und Traditionen, die als Sperre wirken. Aber auch
sogenannte Beziehungsnetzwerke sind fir Migrantinnen und Migranten verschlossen.

Auf Seiten der Migrantinnen und Migranten gibt es unserem Eindruck zufolge Vorbehal-
te gegen den 6ffentlichen Dienst. Sie entscheiden sich eher fir andere Wirtschaftszwei-
ge und -sektoren. AuBerdem ist in vielen 6ffentlichen Verwaltungen keine Personalpla-
nung mit dem Ziel vorhanden, Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer mit Migrations-
hintergrund einzustellen und verstarkt zu férdern. Die Bedeutung von zweisprachigen
Beschaftigten mit interkulturellen Kompetenzen fir eine effektive Gestaltung auch des
offentlichen Dienstes wird nach wie vor nicht ausreichend erkannt.

Das fuhrt zum zweiten Themenbereich: Migrantinnen und Migranten als Kunden des
offentlichen Dienstes. Die Tatsache, dass Deutschland ein Einwanderungsland geworden
ist — was jetzt auch von der Politik anerkannt wird — und vor allem, dass in den Grol3-
stadten der Bevoélkerungsanteil der Menschen mit Migrationshintergrund bei 30 bis 40
Prozent liegt, muss Einfluss auf die Modernisierung der 6ffentlichen Verwaltungen und
ihrer Angebote haben.

In der Vergangenheit wurde das sogenannte Auslanderproblem an spezielle Auslander-
blros oder auch multikulturelle Referate delegiert; dies gilt insbesondere fir die gréBe-
ren Stadte. Diese waren zustandig fur ihre Klientel und hatten begrenzte Mittel, um
spezielle Férderprogramme und SondermaBnahmen durchzufthren. Immer mehr setzt
sich nun aber in den 6ffentlichen Verwaltungen die Erkenntnis durch, dass die Heraus-
forderungen, die durch Zuwanderung in den Gemeinden und Stadten entstehen, einer
grundlegend neuen Herangehensweise bedurfen. Vielfach ist jetzt die Rede davon, dass
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es sich hier um eine Querschnittsaufgabe handelt. Dieser Begriff ist jedoch mit konkre-
tem Inhalt zu fallen.

Da wir auf Dauer von einer ethnisch heterogenen Wohnbevélkerung in Deutschland
ausgehen mudssen, ist es notwendig, dass alle Bereiche der 6ffentlichen Verwaltungen
eine neue Sichtweise entwickeln. Vielleicht kénnen wir dabei von anderen Ansdtzen
lernen, etwa von der Weiterentwicklung der traditionellen Frauenférderung hin zu den
Gender Mainstreaming - Strategien. Diese Umsetzung des Gender Mainstreaming wird
zur Zeit in vielen Organisationen, Ministerien und Amtern auf Bundes-, Landes- und
kommunaler Ebene diskutiert. Diese Konzepte zeichnen sich dadurch aus, dass bei allen
Entscheidungen mitgedacht werden soll, wie sich diese auf die besonderen Interessen,
Bedurfnisse und Lebensumstande von Frauen und Mannern auswirken. Das ist aus mei-
ner Sicht ein ganz interessanter Ansatz, der die Frauenférderung nicht abgel®st hat,
sondern erganzt.

Wir sollten dariber nachdenken, ob derartige Uberlegungen nicht auch in einem Cultu-
ral Mainstreaming ihre Wirkung entfalten kénnten. Wir kénnen dariber streiten, wie
erfolgreich die bisherigen Strategien waren, um die Benachteiligung von Frauen abzu-
bauen. Von groBem Vorteil ist jedoch, dass eine sehr breite Diskussion zu diesem Thema
eingesetzt hat und viele Entscheidungstrager in den Verwaltungen und Behérden zu-
nehmend ihr Handeln von dieser ¢ffentlichen Diskussion beeinflussen lassen. Allein des-
halb ist es sinnvoll, tiber eine Ubertragbarkeit auf unser Arbeitsgebiet nachzudenken.

Es gibt in vielen Bereichen, insbesondere fiir die Verwaltungen, bereits spezielle Gender
Trainings, und auch die finanzielle Férderung konkreter Projekte erfolgt nur, wenn die
Gender-Perspektive mit berlcksichtigt wird. Das wird insbesondere von der EU — Kom-
mission unterstUtzt. Es ist eine spannende Frage zu erdrtern, ob analog zum Gender
Mainstreaming fur die Migrantinnen und Migranten ein Cultural Mainstreaming entwi-
ckelt werden kann, wobei Deutsche und Auslander immer gleichzeitig im Blick gehalten
werden sollen.

Eines ist sicher: Ohne intensive Weiterbildung und ohne eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit von Betriebsraten und Arbeitgebern wird dieser Ansatz nicht gelingen. Den
Gewerkschaften insgesamt, im Bereich des 6ffentlichen Dienstes insbesondere ver.di,
kommt in diesem Prozess eine besondere Bedeutung zu. Und sie werden vielfach auch
die Motoren sein missen, um die Veranderungen anzustoBen und am Laufen zu halten.



Leo Monz
Einfiihrung

Die Tagung ,Von Férderprogrammen zu Mainstreamingstrategien: Migrantinnen als
Kunden und Beschaftigte des 6ffentlichen Dienstes” ist - wie andere vor ihr - Ergebnis
einer guten Zusammenarbeit zwischen dem Bereich Migration und Qualifizierung beim
DGB Bildungswerk mit der Friedrich-Ebert-Stiftung, die ich unterstreichen méchte. Wich-
tig ist mir dabei aus unserer Sicht: Diese Kooperation bezieht sich nicht nur auf inhaltli-
che Fragen. Die lieBen sich auch im stillen Kdmmerlein abstimmen, dazu brauchen wir
keine gemeinsamen Tagungen zu organisieren. Unsere Kooperation hat auch den Hin-
tergrund, dass wir versuchen, Menschen aus verschiedenen gesellschaftlichen Arbeits-
feldern zusammenzubringen, jene, die die Friedrich-Ebert-Stiftung anspricht und die, die
wir als Bildungswerk der Gewerkschaften ansprechen. Das ist aus meiner Sicht wichtig,
damit wir bei den Uberlegungen, wie ein Cultural Mainstreaming vorangetrieben wer-
den kann, weiterkommen. Wir sehen ein solches BemUhen als eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe und ordnen das nicht einzelnen Bereichen oder einzelnen Verantwortli-
chen in verschiedenen Bereichen zu. Cultural Mainstreaming ist eine gemeinsame Auf-
gabe von Regierungsverantwortlichen - der Politik also - und von Sozialpartnern, den
Gewerkschaften, Betriebsraten, Personalrdten und den Geschaftsfiihrungen und Perso-
nalverantwortlichen in Betrieben und Verwaltungen und im 6ffentlichen Dienst. Durch
unsere Kooperation versuchen wir, das zu beférdern.

Als zweiten Punkt mochte ich aufgreifen, was zu unserem Thema in den Gewerkschaf-
ten geschieht. Da gibt es viele griffige Formulierungen, da ist vom Jahrzehnt der Integra-
tion die Rede und sogar vom Jahrhundert der Integration. Es geht aber nicht darum,
einen Wettbewerb von Begrifflichkeiten durchzuftihren. Es geht auch nicht mehr darum,
auf einer theoretischen Ebene Aufgaben zu formulieren, es geht darum, in der Praxis
konkrete Schritte umzusetzen, und zwar in allen Handlungsfeldern.

Wir brauchen nicht langer dariber diskutieren, was Integration ist und wie sie aussehen
kann. Integration ist klar und deutlich definiert als gleichberechtigte Teilhabe. Und Teil-
habe bedeutet auch aktive Teilnahme auf allen gesellschaftlichen Feldern. Und Uberall
da, wo Defizite erkennbar sind, muss in dieser Gesellschaft konkret etwas getan wer-
den, missen die Verantwortlichen in den entsprechenden Bereichen handeln. Manch-
mal wird die Forderung, wonach Menschen mit Migrationshintergrund selbst handeln
und aktiv werden sollen, als Gegensatz dazu verstanden. Natirlich sollen sie auch selbst
etwas tun. Voraussetzung dafur aber ist, dass sie auch die Gelegenheiten und Méglich-
keiten haben, etwas zu tun. Diese Bedingungen kann aber nur die Mehrheitsgesell-
schaft schaffen.

Deshalb halte ich es auch fir einen wichtigen Bestandteil einer solchen Tagung, dass wir
nicht Gber Menschen reden, sondern versuchen, sie mit einzubeziehen. Dies aber nicht,
weil sie - wie es so schdn hei3t - Mitmenschen mit Migrationshintergrund sind, sondern
deshalb, weil sie bestimmte fachliche Qualifikationen in die Debatte einbringen kénnen.
Eingangs war von der Kooperation mit der Friedrich-Ebert-Stiftung die Rede. Wenn man
so will, ist die Einbeziehung der Migrantinnen, die Nutzung ihrer Qualifikationen gleich-
falls eine Kooperation zum Nutzen aller - und zwar deshalb, weil wir so genauer Hand-
lungsfelder und die nétigen Schritte definieren kénnen, die wir gehen mussen. Ob das
nun der Weg ist, das ,Jahrzehnt der Integration” mit Leben zu erfillen, sei dahinge-
stellt. Wenn wir die nétigen Schritte erfolgreich gehen, kénnen wir zu etwas mehr
Gleichberechtigung der Menschen mit Migrationshintergrund beitragen. Das macht un-
sere Gesellschaft menschlicher. Und darum geht es letztlich.



Gudrun Hock

Interkulturelle Kompetenzen: Qualitatsmerkmal kommunaler
Verwaltungen

Meine Aufgabe ist es, die lokale Praxis der Stadt Essen vorzustellen, und zwar aus Sicht
dieser Stadt, die schon sehr lange integrativ tatig ist. Es geht darum zu erlautern, wie die
Zielsetzung aussieht und was wir praktisch tun.

Zu meiner Person: Ich bin Beigeordnete der Stadt Essen - friher hiel3 das einmal Dezer-
nentin - und leite den Geschéftsbereich Jugend und Soziales. Das deutet darauf hin,
dass die Stadt Essen einen Reformweg gegangen ist hin zu einer dezentralisierten und
durch starkere Kompetenzen auf der fachlichen Ebene ausgestatteten GroBstadtverwal-
tung. Zu meinem Dezernat gehort ein GroBteil aller Aufgabenstellungen, die unmittel-
bar mit den Birgerinnen und Blrgern zu tun haben, vom klassischen Jugendamt und
Sozialamt bis hin zum Jugendpsychologischen Institut, dem Kinderburo, der RAA - der
Regionalen Arbeitsstelle zur Férderung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwanderer-
familien, wie diese offiziell hei3t, aber auch der Betrieb von Behindertenwerkstatten, die
Altenpflege und Altenwohneinrichtungen, groBer stadtischer Beschaftigungsgesellschaft
und eine Jugendfarm in der Konstruktion von rechtlich selbststandigen GmbH’s. Seit
etwa einem Jahr verantworte ich auch die stadtische Drogenpolitik und damit zusam-
men mit allen genannten Aufgabenstellungen einen der gréf3ten Wertschépfungsberei-
che in Essen. Von Haus aus bin ich Volkswirtin und war jahrelang Kammerin in der
schénen Stadt Detmold. Seit dreieinhalb Jahren bin ich in Essen.

Entscheidend ist zunachst einmal die Ausgangslage. Der werde ich mich zuerst zuwen-
den. Daran schlieBt sich unser Strategieansatz an, die Integration als Stadtentwicklung
zu gestalten und nicht als Randgruppenthema zu verstehen, sondern als Teil oder Gber-
greifendes Thema, das alle Teile der Stadtpolitik gleichermaBen betrifft. Danach werde
ich das Essener Modell von der Grundstruktur her erkldaren. Der vierte Punkt ist das
Thema interkulturelle Orientierung als Strategie fur Personalentwicklung. Dieses ist ein
sehr neues Thema. Wir sind dabei in einem sehr interessanten Prozess in Essen, von dem
- glaube ich - nicht nur wir, sondern auch andere lernen kénnen.

Zur Ausgangslage: Wir in Essen sind der Auffassung, dass Interkulturalitat eine konstan-
te EinflussgréBe auf alle Entscheidungen der Stadt ist. Interkulturalitat ist heute ein
Thema demographischer, wirtschaftlicher und gesellschaftspolitischer Natur. Diese drei
Seiten mussen grundsatzlich immer zusammen gedacht werden. Wenn man die demo-
graphische Struktur der Stadt Essen ansieht, wird man klar erkennen, dass wir unter
einem enormen Einwohnerverlust leiden. Bis zum Jahr 2015 werden wir deutlich unter
die Grenze von 500.000 Einwohnern rutschen. Parallel zu diesem Einwohnerschwund
wachst die Zahl der Migrantinnen und Migranten in der Bevdlkerung, so dass sich auch
bei den Anteilen ein deutlicher Wandel vollziehen wird. Bereits 2005 wird jedes dritte
Essener Kind einen Migrationshintergrund haben. Von daher ist es nicht verwunderlich,
dass gerade die Jugendlichen einen enormen Anteil bei den Migranten aufweisen wer-
den. Was die aktuelle Zusammensetzung der Wohnbevélkerung angeht: Wir haben in
Essen insgesamt 158 Staatsangehdorigkeiten. Nimmt man alle Gruppen zusammen, liegt
der Anteil von Burgerinnen und Birgern mit Migrationshintergrund bei 14,8 Prozent.
Das ist gemessen an anderen GroB3stadten kein signifikant hoher Migrantenanteil.

Zur Ausgangslage zahlt auch, dass sechs groBe Industriekonzerne, die schon lange in-
ternational operieren, ihren Sitz in der Stadt haben. Das stellt hohe Anforderungen an
die Qualifikation der Arbeitskrafte, Anforderungen, die weit Uber die Qualifikationen
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hinausgehen, die wir in der Struktur der Arbeitskrafte in der Stadt haben. Die Niederlas-
sungsfreiheit in der Europaischen Union flhrt dazu, dass es inzwischen auch eine wach-
sende Zahl von ausldndischen Unternehmen in der Stadt gibt, die groBe interkulturelle
Fahigkeiten, auch was ethnische Kenntnisse anbelangt, abfordern. Essen ist langst nicht
mehr von Kohle und Stahl abhangig, sondern durch den Strukturwandel eine stark auf
Dienstleistungscharakter ausgelegte Stadt geworden. Auch das stellt vollkommen ande-
re Anforderungen an das Arbeitskraftepotenzial.

Gleichzeitig haben wir unter den Zuwanderern eine sehr hohe Arbeitslosenquote, die
deutlich hoéher ist als die der deutschen Bevélkerung. Jenseits der relativ hohen Arbeits-
losigkeit in Essen gibt es allerdings einen Arbeitskraftebedarf besonders nach Fachkraf-
ten, der nicht gedeckt werden kann, weil die Qualifikation des Arbeitskraftepotentials
nicht Ubereinstimmt. Ursache dafir ist ein ziemlich starkes Bildungsgefélle in dieser
Stadt. Ein Beispiel sind die Schulabschlisse aus dem Jahrgang 2000/2001 nach Staats-
angehorigkeiten. Bei den Abgangern mit Hochschulreife liegen nicht die deutschen Kin-
der vorn, sondern die spanischen Kinder mit etwas Uber 55 Prozent, bei den Deutschen
sind es 38,6. Ubrigens haben auch die iranischen Kinder sehr gute Bildungsabschliisse.
Unten in der Skala liegen die tirkischen und afghanischen Kinder. Bei den Abgangern
ohne Schulabschluss liegen die libanesischen Kinder und Jugendlichen an der Spitze,
was auch mit ihrem besonderen Status zusammenhdangt, aber auch die tirkischen Kin-
der sind hier am starksten vertreten. Hier liegt ein Phanomen, das es aufzuklaren gilt.
Denn die tirkischen Familien sind genauso lange in der Stadt wie die spanischen, nam-
lich fast 34 Jahre. Und wahrend sich die Bildungssituation der spanischen Jugendlichen
verbessert hat, hat sich die der tirkischen verschlechtert. Das Bildungsgefalle ist ent-
scheidend dafurr verantwortlich, dass der Ubergang in den Arbeitsmarkt heute schon
nicht mehr funktioniert. Wenn wir dieses Bildungsgefélle nicht strategisch betrachten,
auch strategisch etwas daflr tun, es zu andern, gibt es Verwerfungen auf dem Arbeits-
markt. Eine Folge ware es, dass Arbeitsplatze, die nicht besetzt werden kénnen, abwan-
dern und verloren sind.

Es gibt wohl kaum eine Stadt in Deutschland, die eine so lange Geschichte von Migrati-
on hinter sich hat. Zuwanderung reicht zurlick bis in die Industrialisierung im Ruhrge-
biet, also Uber 150 Jahre. In Essen gibt es wohl kaum jemanden, der keinen - wenn
auch lange zurtick liegenden - Migrationshintergrund hat. Auch die Zuwanderer, die mit
der Anwerbung gekommen sind, stellen langst keine Randgruppe mehr dar, sie sind Teil
unserer 6konomischen Struktur in der Gesellschaft, Teil der kulturellen Gesellschaft. Es-
sen - wie jede andere Stadt auch - hat damit ein Potenzial, das ausgeschdpft werden
kann. Interkulturelle Vielfalt birgt aus unserer Sicht mehr Chancen als Nachteile. Um die
Chancen zu nitzen, mussen wir aber die multiethnischen Strukturen kennen. Diese
Kenntnisse kénnen wir aber nur dann erlangen, wenn wir Migrantinnen und Migranten
nicht Ianger als Randgruppenthema betrachten.

Vor diesem Hintergrund missen wir eine verninftige Integration umsetzen, und zwar
praktisch. Nur - was kann eine Kommune Uberhaupt machen? Die Diskussion darlber
ist im Zusammenhang mit dem Zuwanderungsgesetz leider nicht intensiv genug geflhrt
worden. Die Gestaltungsebene der Kommune ist einigermalen begrenzt. Das hangt mit
der Rechtslage zusammen. Uber das Zuwanderungsgesetz oder Uber die Freiziigigkeits-
regelungen in der EU werden bestimmte Rahmenbedingungen gesetzt. Daneben wer-
den die Gestaltungsmoglichkeiten durch Anforderungen an den lokalen und regionalen
Arbeitsmarkt begrenzt. Etwa nUtzt eine Bildungsinitiative nichts, wenn die Betroffenen
anschlieBend nicht die Arbeitsplatze finden, die zu ihrer Qualifikation passen. Deshalb
denken wir in Essen starker darlber nach, zu regionalen struktur- und arbeitsmarktpoli-
tischen Ansatzen zu kommen.



Daneben gibt es auch eine klare Zuwanderungsrealitdt. Unabhangig vom Zuwande-
rungsgesetz ist es so, dass im Zuge von Globalisierung immer mehr Menschen wandern.
Ob das nun 6konomisch bedingt ist, wirtschaftlich oder politisch motiviert ist - es ge-
schieht! Die GroBstadte werden in Zukunft diese Wanderungspotenziale auffangen
mussen, und die Wanderungstempi werden sich beschleunigen. Eine Stadt muss darauf
vorbereitet sein, wie sie mit einer sich permanent andernden, interkulturell zusammen-
gesetzten Stadtgesellschaft umgeht und wie sie sich die daflr notwendige Flexibilitat
verschafft.

Was kann eine Kommune machen, zudem, wenn sie wenig Geld hat? Wir sind Gbrigens
eine der hochst defizitarsten Stadte der Bundesrepublik und haben schon lange keinen
genehmigten Haushalt mehr. Wo gibt es dennoch Gestaltungsmdéglichkeiten? Um den
Herausforderungen einer solchen Stadtgesellschaft begegnen zu kénnen, kann man sich
ja Anleihen bei Institutionen holen, die schon dabei sind, interkulturelle Kompetenzen
zu erwerben. Es gibt durchaus gute Beispiele aus Wirtschaft und Verwaltung. Das eine
ist das Modell ,Diversity” bei den Ford-Werken AG, die damit in Nordrhein-Westfalen
sehr erfolgreich sind und die - wie ich meine - auch sehr plastisch und zu ihrem eigenen
Vorteil werben. Die Botschaft ist klar: Die Fihrungsaktivitaten legen Wert auf Vielfalt im
Unternehmen, Vielfalt in der Personalentwicklung, in der Ausbildung. Vielfalt wird so
etwas wie eine Grundhaltung. Das ist meines Erachtens ein sehr mutiges Konzept. Ein
anderes Beispiel ist die Stadt Wuppertal, die seit langem Zuwanderer gezielt informiert
und zu einer Ausbildungsbeteiligung auffordert. Ein weiteres Beispiel ist die Polizei in
NRW, die schon lange Ausnahmegenehmigungen erwirkt und so Konzepte zur ver-
mehrten Einstellung von Nichtdeutschen in der Praxis erprobt und damit eine groB3e Dis-
kussion in Gange gesetzt hat.

Daneben gibt es einige theoretische Modelle, was eine Stadt machen kénnte. Die sind
ein wenig als Provokation gedacht, um in Diskussionen in der Bevdlkerung deutlich ma-
chen zu kénnen, worum es geht, schlieBlich mussen wir fir unsere Arbeit werben. Mo-
dell A besagt: Wir machen die reine Assimilation. Jeder spricht deutsch. Dann kann man
alle Strukturen so lassen, wie sie sind. Das hieBe, wir fordern von jedem, der kommt,
dass er die Sprache beherrscht. Das Modell hat keine gesetzliche Grundlage, denn zum
Beispiel EU-Bilrger didrfen sich in Deutschland niederlassen, ob sie die Sprache beherr-
schen oder nicht. Oder auch die Familienzusammenfihrung ist nicht an Sprachkenntnis-
se gebunden. Und wenn ich die dinne Ausstattung an Sprachkursen sehe, werden
Migranten mit Sicherheit auch in Zukunft nicht sofort Deutsch beherrschen. Das Modell
geht auch an der Realitdat der Mehrsprachigkeit vorbei.

Da Assimilation ausscheidet, nehmen wir ein anderes Modell, namlich Apartheid. Wir
schaffen einfach zwei Verwaltungen, eine flr die Deutschen, eine fur die Nichtdeut-
schen. Fur die Migranten bieten wir zentrale Angebote an, Aufenthaltserlaubnis, Asylan-
trage, Wohngeld, Qualifizierung, Personalentwicklung - alles fur Migranten separat. Das
kénnen wir uns gar nicht leisten, ware eine doppelte Verwaltung. Es ist allerdings auch
lacherlich, weil das die Segregation fordert. Man kénnte es zwar wie ein Kaufhaus aus-
sehen lassen, es wdre aber eine echte institutionelle Diskriminierung. Segregation 16st
die Probleme nicht da, wo sie ihren Ursprung haben. Eine Gefahr bestlinde auch darin,
dass die Verwaltungen dazu neigen wuirden, die Probleme dahin zu verlagern, etwa
nach dem Motto: Das ist ein Frage, die Migranten berlhrt - Spezialisten an die Arbeit.
Das ist genau die Ecke, aus der wir heraus wollen. Wir wollen die Migranten eben nicht
als gesonderte Gruppe oder Randgruppe behandeln, sondern eine Stadtpolitik machen,
die alle einbezieht.
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Das geht also auch nicht. Es gibt aber ein Modell, das funktioniert, und das ist die inter-
kulturelle Orientierung als Chance und Bereicherung und damit als stadtentwick-
lungspolitisches Gesamtkonzept. Das war die Basis unserer Uberlegung, Essen als
Dienstleistungsunternehmen neu auszurichten. Damit hat die Stadt aber nicht erst vor
kurzem begonnen. 1975 war Essen eine der ersten Stadte, die einen Auslanderbeirat
implementierte. 1980 wurde die RAA mitgegrindet. Wir sind heute noch der Sitz der
Hauptstelle der RAA, die sich auf die Férderung von auslandischen Kindern und Jugend-
lichen spezialisiert hat. In den 80er Jahren gab es eine Diskussion, wie man das Verwal-
tungshandeln auf Lebenswelten von Menschen unterschiedlicher Herkunft in den Stadt-
teilen ausrichten kann. Das fihrte 1986 dazu, dass es das erste Handlungsprogramm
zur Integration der auslandischen Arbeitnehmer und ihrer Familienangehorigen gab.

Dazu muss man berechtigterweise sagen, dass der Ansto3 von Seiten der Wirtschaft
gekommen ist. Es gab damals schon Probleme bei der Integration der Familien. Die
Wirtschaft wollte auf jeden Fall die Beschaftigten behalten und hat daher darauf ge-
drungen, dass wir ein solches Handlungsprogramm entwickeln. Es gab also ein dkono-
misches Interesse. Auf diesem ersten Handlungsprogramm aufbauend wurden 1989
Zielaussagen und MaBnahmen definiert, die nach zehn Jahren erneut tberarbeitet wur-
den. Dieses Mal waren alle institutionellen Akteure an der Entwicklung beteiligt. Das
Konzept bezieht sich nicht nur auf Migranten und ihre Familien, sondern bezieht eine
stadtentwicklungspolitische Gesamtkonzeption mit ein. Seit 1999 gibt es in der Stadt
Essen einen einstimmigen Ratsbeschluss, der Gbrigens auch die Wahlen Uberlebt hat.
Damit haben wir ein Konzernleitbild, und eines unserer Konzernziele ist die interkulturel-
le Orientierung. Aus diesem Konzernziel leitet sich ein Konzept fur interkulturelle Arbeit
mit 154 Handlungsvorschlagen ab. Das Leitbild haben wir lange diskutiert, und wir
kommunizieren es immer noch.

Unter interkultureller Orientierung verstehen wir zundchst naturlich Gleichberechtigung
und Chancengleichheit. Aber wir betonen klar, dass wir dabei auch das Lernen und das
Einbeziehen von Deutschen und Nicht-Deutschen meinen. Wir méchten, dass damit die
Handlungskompetenzen und Erfahrungsmaoglichkeiten und das Miteinander geférdert
und die Isolation und die Misstrauenssituation zwischen Deutschen und Nicht-
Deutschen beseitigt werden. Das hei3t: Wir wollen auch die Akzeptanz in der eigenen
ethnischen Besonderheit bei Deutschen fordern. Wir sind es namlich noch nicht ge-
wohnt, Konflikte demokratisch zu I6sen. Dazu haben wir in Essen eine interessante Dis-
kussion mit dem Aktionsplan lokale Toleranz angestoBen. Es muss eine offene Diskussi-
on geben Uber Unbehagen auch gegenltber Migranten, denn nicht alle Migranten sind
nett. Wir haben nicht gelbt, dartber zu reden, und es ist in der Bevélkerung in der Re-
gel auch nicht gelbt, einmal Unmut zu duBern. Umgekehrt gibt es auch bei Migranten
eine Reihe von Vorurteilen und Schablonen, die zu Konflikten fihren kénnen. Deshalb
ist es fur uns wichtig, Konflikte demokratisch und mit friedlichen Mitteln zu l6sen und
die entsprechenden Kompetenzen dafir in der Gesellschaft aufzubauen.

Insgesamt gibt es in Essen drei Leitbilder oder Konzernziele. Das erste ist Essen als Grol3-
stadt fur Kinder. Das Ziel, einer kinderfreundlichen Stadt nahe zu kommen, verfolgt die
Stadt Essen seit Uber 13 Jahren. Das zweite Ziel ist das Buindnis fur Arbeit und Beschafti-
gung. Alle MaBnahmen, die in der Stadt unternommen werden, missen darauf ausge-
richtet sein, Arbeit und Beschaftigung zu starken, einschlieBlich eines Gender
Mainstreaming. Dahinter steckt der sogenannte Essener Konsens. Das dritte Ziel ist die
interkulturelle Orientierung. Die drei Ziele greifen nattrlich ineinander. Wenn man bei
dem Ziel GroBstadt fur Kinder ignoriert, dass jedes dritte Kind in den nachsten drei bis
fanf Jahren einen Migrationshintergrund haben wird, kann man keinen Erfolg haben.
Und ein BUndnis fur Arbeit und Beschaftigung ist wirkungslos, wenn es verkennt, dass
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es ein Bildungsgefélle zwischen Migrantengruppen und deutschen Strukturen gibt.
Wenn wir dieses Bildungsgefalle nicht beseitigen, wird das Bundnis fir Arbeit nicht
funktionieren. Das ist schon so etwas wie ein magisches Dreieck. Man kann ein Ziel
nicht ohne das andere erreichen. Flr zwei dieser Ziele bin ich quer Uber die Verwaltung
im Auftrag des Rates und des Oberbirgermeisters zielverantwortlich. Ich muss dem Rat
darUber berichten.

Bei der Umsetzung des Handlungskonzepts arbeiten wir mit einer sogenannten Steue-
rungsgruppe. Dieser gehdren Vertreter des Rates, also der Politik, Vertreter des Auslan-
derbeirats und externe Dritte an. Sie wird von mir personlich geleitet. Das ist wichtig,
damit sie relativ hoch angesiedelt ist. Diese Steuerungsgruppe bearbeitet Ergebnisse, die
aus Entwicklungsarbeitsgruppen kommen. Diese Entwicklungsarbeitsgruppen nehmen
die Themenfelder aus dem Handlungskonzept komplett auf, prtfen die Handlungsvor-
schldge, entwerfen Pilotprojekte oder eine flachendeckende Umsetzungsmdglichkeit,
suchen eine Finanzierung. Wenn die Steuerungsgruppe zugestimmt hat, implementieren
sie es. Vorher muss die Steuerungsgruppe, vertreten durch mich, einen Konsens im Vor-
stand, also dem Beigeordnetengremium suchen, dann durchlduft der Vorschlag die Aus-
schisse und den Rat.

Ein Beispiel, wie das ablauft: Wir haben vor dem Hintergrund des Bildungsgefalles eine
empirische Untersuchung gemacht, und zwar eine Sprachstandsuntersuchung an Kin-
dertagesstatten. In diesen 266 Tagesstatten kam heraus, dass es eklatante Sprach-
schwachen schon im Vorschulalter gab. Wir konnten dabei lokalisieren, welche Einrich-
tungen schwerpunktmaBig Probleme aufweisen. Daraufhin haben wir zusammen mit
der Stadt Rotterdam ein Sprachférderkonzept, auch ein padagogisches System, soge-
nannte Rucksackmaterialien, mit denen man mit drei- bis sechsjahrigen Kindern pada-
gogisch arbeiten kann, entwickelt. Wir waren dann in der Lage, das per Ratsbeschluss
flachendeckend umzusetzen. Wir beginnen pro Jahr in zehn Schulen und versuchen so,
in die Flache zu gehen. Das ist das Prinzip. Wir entwickeln Modelle, testen sie, und
wenn es funktioniert, gehen wir in die Flache.

Wir versuchen immer, Konsens und einstimmige Beschllsse im Rat herzustellen. Wenn
das nicht klappt, wandert das Thema in den Merkspeicher, es wird nicht fallen gelassen.
Ein solches Thema betrifft die Libanesen. Sie haben bei uns zum Teil keinen Aufent-
haltsstatus und von daher findet eine Integration weder in den Arbeitsmarkt noch in
Qualifizierung und Ausbildung statt. Wir hatten vom interkulturellen Konzept her gerne
eine Losung flur diese Bevolkerungsgruppe, die bei uns einen sehr hohen Anteil stellt.
Daflr gibt es aber keinen politischen Konsens im Rat. Das Thema ist damit zunachst
einmal auf Eis gelegt - fur die Stadt, allerdings nicht fur die Diskussion, was man grund-
satzlich macht. Das BemUhen um Einstimmigkeit, das Diskutieren von Konzepten und
das Werben fir sie sowie die Einbindung aller Parteien ist aus meiner Sicht ein wesentli-
cher Erfolgsfaktor.

In dem Handlungskonzept gehen wir davon aus, dass Deutsch die Verstandigungsspra-
che ist. Wer die deutsche Sprache nicht beherrscht, wird keine Chance haben, sich im
Berufsleben mafBgeblich fortzuentwickeln. Daneben ist Mehrsprachigkeit fir uns eine
Frage von Kundenorientierung. Deutschland ist im europadischen Vergleich eines der
schlechtesten Lander, was Mehrsprachigkeit der Bevolkerung angeht. Wéhrend etwa die
Skandinavier sehr gut Englisch kénnen, ist die Zweitsprachenkenntnis der Deutschen
ziemlich schlecht. Das ist auch in den Verwaltungen so. Mehrsprachigkeit ist aber nicht
nur das Erwerben von anderen Sprachkenntnissen, sondern auch das Nutzen vorhande-
ner Mehrsprachigkeit in der eigenen Gesellschaft.
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Das fuhrt dann auch zum letzten Punkt: interkulturelle Kompetenz als Qualitdtsmerkmal
der Personalentwicklung. Das Thema - ein Punkt im interkulturellen Handlungskonzept
von 1998 - war lange umstritten. Es gab keinen Konsens dazu, also war es im Merkspei-
cher. Vor einem halben Jahr haben wir es wieder auf den Tisch gepackt. Ich reise jetzt
damit durch die eigene Verwaltung, das sind 10.000 Beschaftigte in der Kernverwaltung
und 16.000 im Konzern. Wenn ich Uber interkulturelle Kompetenz rede, haben meine
Kolleginnen und Kollegen zuerst gesagt: Ich trinke franzésischen Rotwein und rauche
kubanische Zigarren, deshalb bin ich interkulturell kompetent.

Dazu braucht es naturlich schon etwas mehr. Aus unserer Sicht zahlen zur interkulturel-
len Kompetenz funf Merkmale. Erstens: Grundkenntnisse Uber Migration und Zuwande-
rung. Das ist Pflicht in der 6ffentlichen Verwaltung. Es muss dazu klare Ausbildungskur-
se und QualifizierungsmaBnahmen geben. Das zweite ist schon schwieriger: kulturelle
Sensibilitat. Uberall dort, wo man mit Menschen zu tun hat, die anderer ethnischer Her-
kunft sind, muss man etwas von deren Lebensgeschichte wissen, von deren Ritualen.
Das fangt an mit Handgeben und welche Hand nicht gegeben werden kann. Das sind
kleine Dinge des Lebens, die aber fir den normalen Respekt und die Achtung von ande-
ren Kulturen notwendig sind. Der dritte Punkt ist das Erkennen und Abbauen von Zu-
gangsbarrieren. Ein Beispiel dazu: Seit 2000 machen wir Elternbefragungen Uber Eltern-
briefe. Wir haben die Briefe auch auf Turkisch und Arabisch Ubersetzt. Die Ricklaufquo-
te war vier Prozent. Dann haben wir gemerkt, dass das Problem beim Ausfillen lag. Die
Sprachkenntnisse, auch in der Muttersprache, reichen oftmals nicht, um den Fragebo-
gen zu beantworten. Wir machen die Befragung jetzt Gber die Moscheevereine. Die ha-
ben die Fragebdgen mit den Eltern ausgefillt. Die Ricklaufquote betragt jetzt 14,8 Pro-
zent. Das ist viel bei einer flachendeckenden Elternbefragung. Es gibt also manchmal
Zugangsbarrieren, die wir auch nicht kennen. Von daher muss man nach dem Prinzip
Versuch und Irrtum weiter kommen. Der vierte Punkt ist die Befahigung zum interkultu-
rellen Dialog und Handeln. Es muss die Fahigkeit gestarkt werden, sein Missfallen ge-
genitber Kunden mit Migrationshintergrund zu formulieren, wenn die sich falsch oder
unangemessen verhalten. Wir werden in der Verwaltung trainiert, wie wir mit schwieri-
gen Kunden umgehen. Aber wir haben es noch nicht gelernt, mit interkulturellen Kon-
flikten umzugehen. Der flinfte Punkt schlieBlich ist die Mehrsprachigkeit.

Eine Stadt, die nicht erkennt, dass in dieser interkulturellen Kompetenz ihre Starke liegt
und sich nicht entsprechend ausrichtet, wird nicht nur erleben, wie ihre Einwohnerzah-
len zurlickgehen, sondern auch in den Metropolen- und Regionenwettkampfen keine
Rolle mehr spielt. Im Zuge der Globalisierung werden diese Fahigkeiten immer starker
abverlangt werden. Es fangt schon bei den Kindergdrten an. Schon bei den Kleinen wird
Uber Standardfaktoren entschieden.

FUr uns in der Stadt Essen stellt sich nun die Frage, was wir tun kénnen, um unsere
Dienste zu 6ffnen und die Dienstleisterqualitdt zu erhéhen. Was folgt daraus fir die
Amter, Abteilungen und die Teams? Zunachst einmal kénnen wir als eine arme Stadt
diese Interkulturalitat, diese Kompetenzen nicht einfach zukaufen. Angesichts eines Ein-
stellungsstopps haben wir nur die Chance, die Personalentwicklung des vorhandenen
Personals ganz massiv anzugehen. Wir brauchen eine Qualitatsentwicklung, die die
Kompetenzen der Beschaftigten interkulturell starkt. Das hort sich schwieriger an als es
ist. In der Regel wei3 keine Stadt, welche Potenziale sie hat, welche Sprache die Deut-
schen und Nicht-Deutschen sprechen, welche interkulturellen Kompetenzen die Men-
schen etwa durch ihre Auslandsreisen gelernt haben. Wichtig ist also zunachst einmal
eine Status-Quo-Analyse. Wir machen so etwas in Essen, allerdings sind wir erst im An-
fangsstadium. Wir kennen zwar die Strukturen unserer Migranten, aber eben nicht diese
Fahigkeiten.
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Wir haben also mit der Analyse der vorhandenen Potenziale begonnen, ganz pragma-
tisch: Wir fihren sowieso jahrlich flachendeckend in der gesamten Verwaltung Mitarbei-
tergesprache und erreichen damit jede Mitarbeiterin und jeden Mitarbeiter. Und in die-
sen Mitarbeitergesprachen kann man relativ leicht auch die interkulturellen Kompeten-
zen abfragen. Das hat friher nur niemand getan. Wir wollen aus diesen vorhandenen
Kompetenzen Handlungsfelder erarbeiten und eine Art interkulturelle Kompetenzkartei
erstellen, die wie eine Agentur funktioniert, zum Beispiel fir Dolmetschen, Betreuen,
Begleiten oder aber auch fir personelle Karrierewege. Im Einzelnen muss das noch zu
Ende diskutiert werden.

Wir glauben, dass damit Kommunen wie Essen heute eine Vorbildrolle spielen. In Dis-
kussionen mit GroBkonzernen, die jetzt langsam anfangen, ihre eigene Personalentwick-
lungskonzeption interkulturell auszurichten, habe ich erfahren, dass die sich teilweise
bei uns einige Anleihen holen. Ich glaube, das kénnte auch eine gute Partnerschaft zwi-
schen Wirtschaft und &ffentlicher Verwaltung sein. Wir haben damals bei der Verwal-
tungsreform viel von der Wirtschaft gelernt, vielleicht kénnen wir einmal einen Part far
die Wirtschaft spielen.

Das sind die pragmatischen Ansatze einer armen Stadt. Wenn wir es finanziell kénnten,
wulrden wir es anders machen, etwa mehr in die Flache gehen. Das ist auch ein Appell
an alle, die sich kdmpferisch an der Front flr praktische Integration in Bund und Landern
tummeln. Die sollten sich vor Ort mal ansehen, was geschieht und was gemacht werden
kénnte und misste. Und dann musste Uber die Ressourcen geredet werden.
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Nachfragen und Diskussion

Wie funktioniert das Essener Modell in der Praxis? Welche Schritte werden konkret un-
ternommen? Solche Fragen nach der Umsetzung in der taglichen Arbeit standen in der
Diskussion im Vordergrund.

Eine Nachfrage bezog sich auf die Erhebung der vorhandenen interkulturellen Potenzia-
le. Bei der Sprache sei dies - so die Fragestellerin - ja noch leicht nachzuvollziehen. Aller-
dings konne ein jahrlicher Mallorca-Urlaub den Betroffenen schon eine interkulturelle
Kompetenz verschaffen. Und man kénne ja wohl auch das Wissen Uber die Zuwande-
rungsrealitdt in Deutschland nicht per Fragebogen erfassen.

Unabhdngig von der Frage der interkulturellen Kompetenz haben die Mitarbeitergespra-
che aus Sicht von Gudrun Hock zunachst einmal zwei Vorteile: Der Vorgesetzte muss
sich erstens mit dem Thema auseinandersetzen, und zweitens lernt er seine Mitarbei-
terlnnen besser kennen. Fir die Personalfiihrung sei das von grundlegender Bedeutung.

Was die Inhalte angeht, ist es wichtig zu erfahren, welche Grundkenntnisse vorhanden
sind. Eine Urlaubserfahrung aus Mallorca reiche da sicher nicht aus. Es gebe aber Bei-
spiele, so Hock, dass Beschaftigte seit vielen Jahren immer wieder nach Asien fahren
und so zumindest Uber Grundkenntnisse bestimmter kultureller Fragen verfiigen. Das sei
sicher kein interkulturelles Diplom oder so etwas - darum geht es der Stadt Essen auch
nicht. Ziel ist es, vorhandene Potenziale zu erfassen und nicht zu bewerten, wie gro
oder klein die sind. Wenn dies geschehen sei, musse der zweite Schritt folgen und die
Frage aufgeworfen werden, was mit dem Wissen geschieht, wie es genutzt oder ausge-
baut werden kann. Die Personalfihrung muss generell auf Neigungen und Kompeten-
zen der Mitarbeiter stark eingehen. Und fur die Arbeitsmotivation ist es starkend, wenn
die Beschaftigten private Fahigkeiten, die ihnen auch Spal3 machen, in die Arbeit ein-
bringen kénnen. Auf dieser eher einfachen Ebene Uber die Mitarbeitergesprache Poten-
ziale zu erfassen, ist aus Sicht von Hock das, was pragmatisch gemacht und genutzt
werden kann. Das ist zumindest ein Anfang.

Eine andere Frage bezog sich darauf, wie Fortbildungen in Richtung interkulturelle Sen-
sibilisierung von den Beschaftigten angenommen werden. Hier ist es zunachst wichtig,
die jeweiligen Leitungen zu Uberzeugen. Der wesentliche Ansatz daflr, dass sie ange-
nommen werden, liegt dann darin, dass zwar auch Kurse fur einzelne méglich sind, in
der Regel aber die Teams, die zusammenarbeiten, gemeinsam an der Weiterbildung
teilnehmen. Die Kurse werden dann auch entsprechend fur die jeweiligen Teams aufbe-
reitet. So wurde das etwa bei den Beschaftigten der Kindertagesstatten gemacht. Ein
anderer Punkt: Wenn Fragen zu Integration thematisiert werden, wachst auch schnell
ein Interesse an entsprechenden Fortbildungen. Denn gerade diejenigen, die auf publi-
kumintensiven Arbeitsplatzen tatig sind, merken sehr schnell, wie wichtig das fir sie ist.
Und sie merken auch, dass die finf im Referat angesprochenen Merkmale eine wichtige
Grundlage fur ihre Arbeit sind.

Die engagierte Politik in Essen hat indes noch nicht dazu gefihrt, dass der Anteil aus-
landischer Beschaftigter in der 6ffentlichen Verwaltung héher liegt als in anderen Stad-
ten. Bei den Arbeitern sind es neun Prozent, bei den Angestellten knapp zwei und bei
den Beamten 0,6 Prozent.

Eine Ursache flr den geringen Anteil sind natlrlich dienstrechtliche Kriterien, aber bei
weitem nicht allein. Es gibt auch eine Hilrde bei den Fahigkeiten, und auch die Aus-
wahlverfahren missen so ausgestaltet werden, dass sie keine zusatzlichen Hindernisse
fir Migrantinnen aufbauen. Hier sieht Gudrun Hock ein Handlungsfeld, das gemeinsam
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mit den Personalrdten und den Gewerkschaften besprochen und bearbeitet werden
muss.

Welches Denken, welche Philosophie steht hinter dem Essener Modell? Dies war eine
letzte Frage. Grundvoraussetzung ist zundchst der breite Konsens im Rat, die Arbeit
muss von allen getragen werden. Daneben braucht man Verblndete in der gesamten
Stadt, um solche globalen Ziele umsetzen zu kénnen. Beim Bindnis fir Arbeit und Be-
schaftigung ist das zum Beispiel die Kooperation zwischen Gewerkschaften, Arbeitsamt
und den Kammern. Bei dem Leitbild , Essen — eine GroBstadt fur Kinder” gibt es wichti-
ge Personlichkeiten, die dieses Thema unter Dampf halten. Bei der interkulturellen Ori-
entierung werden noch mehr Verblndete gesucht, die IHKs und die Arbeitsamter sind
aber schon mit im Boot. Auch renommierte GroBfirmen haben sich des Themas Integra-
tion angenommen und versuchen, etwas zu bewegen. Diese Verblndeten argumentie-
ren von einer anderen Perspektive, was dann sehr Uberzeugend ist. Das Thema Integra-
tion ist dann kein Spezialgebiet mehr fir Leute, die sich damit befassen, sondern kommt
in die allgemeine gesellschaftspolitische Diskussion. Wenn ein Arbeitsamtsdirektor sagt:
.Ich bekomme die Jugendlichen nicht in meine Ausbildungsplatze hinein, kiimmert
euch einmal bei den ganz Kleinen um die Sprachbildung”, dann bekommt eine solche
Aussage ein anderes Gewicht, als wenn ein Experte hingeht und frihkindliche Spracher-
ziehung fordert. Dieser Weg der Allianzen und des beharrlichen Uberzeugens und vor
allem des Machens fuhrt zum Erfolg - darin ist sich Gudrun Hock ganz sicher. Alles an-
dere - so findet sie - ist ,,schnéde Theorie”.

16



Sonja Marko

Migrantinnen und Migranten im 6ffentlichen Dienst nicht langer
ausschlieBlich ,,...zustandig fiir deutsche Sauberkeit”

Um die Arbeit von ver.di in dem Bereich Migrationspolitik beurteilen zu kénnen, ist es
wichtig zu wissen, dass von den funf Grindungsgewerkschaften nur die Postgewerk-
schaft Uber organisatorische Strukturen fir Migrantinnen und Migranten verflgte. Des-
halb verfigen wir nicht, wie etwa die Bereiche Jugend oder Frauen, Uber zahlreiche er-
fahrene ehrenamtliche Kolleginnen und Kollegen, die die Arbeit neu auf der ver.di-
Ebene koordinieren. Wir sind immer noch dabei, Kolleginnen und Kollegen zu gewin-
nen, die auf der Ebene der Bezirke, der Landesbezirke und des Bundes Migrationsarbeit
betreiben. Wir haben einen funktionierenden Bundesarbeitskreis Migration. Und auch in
den Landesbezirken stehen schon einige Arbeitskreise. In vielen Stadten aber fehlen die
Organisationsstrukturen bislang noch.

Nun zu meinem Thema ,Migrantinnen und Migranten im &ffentlichen Dienst nicht lan-
ger ausschlieBlich ‘...zustandig fur deutsche Sauberkeit’”. Der etwas launige Titel greift
eine Klischeevorstellung auf, die der komplexen Wirklichkeit von Migrantinnen und
Migranten im 6ffentlichen Dienst heute nicht mehr gerecht wird und auch in der Ver-
gangenheit wohl nie wurde. Um der Vielschichtigkeit der Arbeits- und Lebenssituatio-
nen von Migrantinnen und Migranten im 6ffentlichen Dienst naher zu kommen, méchte
ich drei Themenfelder abstecken. Erstens stelle ich die Frage, wie viel Klischee und Wirk-
lichkeit jemals miteinander zu tun hatten und haben. Zweitens mochte ich die Anspru-
che von Zuwanderern an 6ffentliche Dienstleistungen in den Blick nehmen und drittens
Uber Voraussetzungen fiur eine nachhaltige Verbesserung der Chancen von Migrantin-
nen und Migranten im 6ffentlichen Sektor sprechen.

Zu Klischee und Wirklichkeit. Wenn es denn noch so ware, dass 6ffentliches Dienstper-
sonal 6ffentliche StraBen und Platze fegen wirden, wie es der Titel vorgibt, hatten wir
noch eine vergleichbar Ubersichtliche Lage. Davon kann aber Gberhaupt keine Rede sein.
Sowohl Aufgabenstellung wie auch Beschaftigungsverhaltnisse sind weitaus differen-
zierter. Offentliche Dienstleistungen sind heute in vielen Bereichen durch Liberalisierung,
Deregulierung und Outsourcing treffender als Dienstleistung im 6ffentlichen Interesse zu
charakterisieren. Die Anstellungs- und Bezahlungsbedingungen weichen in der Folge oft
von den Bedingungen des klassischen &ffentlichen Dienstes ab. Das gilt in besonderem
MafBe fur Dienstleistungen, in denen wir einen hohen Prozentsatz von nichtdeutschen
Beschaftigten vorfinden, wie zum Beispiel im 6ffentlichen Personennahverkehr, im Ver-
und Entsorgungsbereich, bei den Postdiensten und ahnlichen Dienstleistungsbereichen.
Die Aufzéhlung macht deutlich, dass die Beschaftigung von Zuwanderern im 6ffentli-
chen Sektor schon immer sehr vielfaltig war. Ver.di als groBe Dienstleistungsgewerk-
schaft fir 6ffentliche und private Dienstleistungen spiegelt diese Vielfalt wider. Wir fin-
den als Zuwanderer sowohl Universitatsprofessoren, Arzte, Arztinnen, aber auch Busfah-
rer und Busfahrerinnen oder Flughafenbedienstete. Gehauft arbeiten sie Uberall dort,
wo in den vergangenen 25 Jahren entweder die Arbeitsbedingungen besonders hart
waren, etwa in Schicht- und Wechseldienst und/oder das Einkommen eher unterdurch-
schnittlich war und/oder es heute wieder wird. Ich méchte auf eine statistische Zahl
verweisen. Wenn man die Durchschnittseinkommen der deutschen Beschaftigten mit
denen der nichtdeutschen Beschaftigten vergleicht, zeigt sich, dass die nichtdeutschen
Beschaftigten im Durchschnitt ein Drittel niedrigere Lohne bekommen.

Nun gibt es seit einiger Zeit zusatzlich die Tendenz, dass Uber Outsourcing, Uber die Li-
beralisierung von 6ffentlichen Dienstleistungen, viele Beschaftigte ausgegliedert werden.
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Es werden GmbHs gegriindet, die nicht mehr den Tarifvertrag des 6ffentlichen Dienstes
voll Gbernehmen, sondern gesonderte Tarifvertrage mit schlechteren Bedingungen ha-
ben.

Ein klassischer Fall, mit dem ver.di in Hessen gerade zu tun hat: Beim Verkehrsverbund
Rhein-Main verdienen Angestellte ein Drittel mehr als die Beschaftigten der privaten
Busunternehmer, die im Auftrag des Frankfurter Verkehrsverbundes die 6rtlichen Bus-
touren fahren. Das ist eine Tendenz, die wir im Moment sehr stark beobachten und die
man schon bis zu einem bestimmten Grad als Lohndumping bezeichnen muss, das Uber
die Deregulierung 6ffentlicher Dienste stattfindet.

Beschaftigtenverhdltnisse im klassischen 6ffentlichen Dienst waren flir Migrantinnen
und Migranten sehr interessant und sind es auch heute noch. Ich verweise in dem Zu-
sammenhang auf die Sozialleistungen, die es so in vielen privaten Dienstleistungssekto-
ren nicht gibt. Da ist zum einen die Zusatzversorgung, die Rente ist hdher. Dann ist nicht
zu vergessen, dass die Sicherheit der Beschaftigtenverhaltnisse ungleich héher ist als in
anderen Sektoren. Und fir die Ballungsgebiete war der Zugang zu Wohnungen ein
wichtiges Argument. Auf dem Héhepunkt der Wohnungsnot in Frankfurt am Main war
die Mdglichkeit, eine Postwohnung zu bekommen, fir einen tlrkischen Postarbeiter mit
drei Kindern wie ein Sechser im Lotto. Der hatte auf dem freien Wohnungsmarkt keine
Wohnung bezahlen kénnen. Und die Postwohnungen waren dann auch noch in Vier-
teln, wo man sagt, da kann man gut wohnen. Ich kenne auslédndische Kollegen, die ha-
ben bei der Post angefangen zu arbeiten, damit sie eine ordentliche Wohnung bekom-
men.

Die desolate Haushaltslage von Bund, Landern und Kommunen Ubt einen zusatzlichen
Druck auf das Niveau der sozialen Sicherung sowohl fir deutsche wie fir auslandische
Beschaftigte im offentlichen Dienst aus. Ein Blick auf die Arbeits- und Lebenssituation
der dritten und vierten Generation von Zuwanderern in Deutschland zeigt noch keine
Normalitdt bei der Beschaftigung in allen Bereichen 6ffentlicher Dienstleistungen. Die
Zahlen sind erntichternd. Die Ausbildungsbeteiligung junger Menschen mit Migrations-
hintergrund sinkt. Sie sinkt in der gesamten Wirtschaft. In Nordrhein-Westfalen ist der
Anteil von auslandischen Jugendlichen, die an der allgemeinen Berufsbildung teilneh-
men, von 11,5 auf 8,3 Prozent gesunken. Offentliche Unternehmen und Verwaltungen
bieten immer noch nicht ausreichend Ausbildungsmdéglichkeiten fir junge Menschen
mit Migrationshintergrund. Deshalb sieht ver.di die Programme des nordrhein-
westfalischen Arbeits- und Sozialministers Schartau, die Berufsbildung von jungen Men-
schen mit Migrationshintergrund fordern, als einen sehr guten Ansatz, um in diesem
Bereich Fortschritte zu erzielen. Wir wiinschen uns eine Ausdehnung Uber das Land
NRW hinaus.

Zum zweiten Punkt: Der 6ffentliche Dienst ist nicht nur als Arbeitgeber fir Migrantinnen
und Migranten zu betrachten, er ist auch Anlaufstelle und Entscheidungsinstanz mit oft
sehr weitreichenden Folgen fir die Betroffenen. Wie wird die Qualitat des &ffentlichen
Dienstes von den Betroffenen wahrgenommen? Die vorliegenden Untersuchungen
stimmen eher nachdenklich. Auch hier hat NRW eine Vorreiterrolle Gbernommen und in
einem dreijahrigen Modellprojekt erforschen lassen, wo Benachteiligung, wo Diskrimi-
nierung von den Betroffenen wahrgenommen werden. Die Ergebnisse sind ernlichternd
und eindeutig: Migrantinnen und Migranten erleben Diskriminierung am haufigsten in
Behorden. Das ist zumindest ihre Wahrnehmung. In Gber 60 Prozent der Falle wurden
offentliche und private Institutionen als Ursache von Diskriminierung von den Betroffe-
nen genannt. Bei Privatpersonen, die diskriminieren, ist der Anteil verschwindend gering.
Wir wissen naturlich von unseren Praktikerinnen und Praktikern aus den kommunalen
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Verwaltungen sehr genau, dass sie sich manchmal schwer damit tun, lebensfremde Ent-
scheidungen des Gesetzgebers umzusetzen, und sie drgern sich, was ihnen an Unge-
rechtigkeit in der Verteilung von Mdoglichkeiten vorgegeben ist. Wir wissen das, und
trotzdem ist es so, dass sie das offensichtlich nicht vermitteln kénnen. Hier gibt es ein
Handlungsfeld, das wir als Gewerkschaft ver.di ernst nehmen. Unsere Amter miissen so
strukturiert werden, dass die Migrantinnen und Migranten dort tatsachlich den Ort se-
hen, wo sie kompetent beraten, wo sie anstandig behandelt werden und wo sie zumin-
dest ohne ein schlechtes Gefthl im Bauch hingehen. Ein Schritt das zu schaffen besteht
darin, dass mehr Menschen mit Migrationshintergrund in den 6ffentlichen Verwaltun-
gen eingestellt werden. Die geringe Zahl von 2,6 Prozent muss deutlich erhéht werden,
um die Verwaltung fit zu machen fur das Einwanderungsland Deutschland.

Ich komme zum dritten Punkt: nachhaltige Verbesserung der Situation von Migrantin-
nen und Migranten im 6ffentlichen Dienst. Wir sind der Uberzeugung, dass sich die Si-
tuation in dem MalBe normalisieren wird, wie Zuwanderung in Deutschland als normale
Aufgabe wahrgenommen wird. Damit es zu dieser Normalitdt kommt, brauchen wir
vielfaltige Anstrengungen auf unterschiedlichsten Ebenen. Ein politisches Ziel mdchte ich
vorweg formulieren: Ich glaube nicht, dass es auf Dauer verninftig ist, dass es unter-
schiedliche Rechtsstellungen in der Wahrnehmung von birgerrechtlicher Beteiligung
von Migrantinnen und Migranten und deutscher Bevédlkerung auf kommunaler Ebene
und dardber hinaus gibt. Jeder, der in einer Kommune lebt, muss eine Stimme haben,
um die politische Richtung zu bestimmen, die er fir seine Kommune fir sinnvoll halt.
Ein Paradigmenwechsel ist in Deutschland nicht zuletzt durch die Verabschiedung des
Zuwanderungsgesetzes eingeleitet worden und muss endlich von allen gesellschaftlich
relevanten Gruppen akzeptiert werden. Eine Woche vor der Bundestagswahl am 22.
September 2002 gab es noch einmal den Versuch, die Karte Migration in der politischen
Auseinandersetzung zu ziehen. Ich fand das sehr beunruhigend und habe mir Gberlegt,
wie wir darauf reagieren. Ich habe mich dann entschlossen, dieses Spiel nicht mitzuspie-
len. Das funktioniert namlich immer nur, wenn alle mitspielen, und ich glaube, der Ver-
such ist deshalb ins Leere gelaufen, weil niemand mitgespielt hat. Ich wiinsche mir, dass
niemand mehr diese Karte in einer politischen Auseinandersetzung zieht. Denn wir mUs-
sen akzeptieren, dass Deutschland und dartber hinaus der ganze europaische Raum ein
Einwanderungsgebiet ist.

Zuwanderung gestalten und den Integrationsprozess zu organisieren, heiBt Chancen-
gleichheit sicherstellen. Das fangt mit vorschulischer Erziehung an und hért bei den Uni-
versitatsstudien noch lange nicht auf. Die soziale Auslese des deutschen Bildungssystems
ist mit PISA noch einmal bestatigt worden. Wir missen auch dahin kommen, dass wir
denjenigen, die schon ein Teil ihres Berufslebens hinter sich haben und Gber keinen Be-
rufsabschluss verfligen, eine zweite Qualifikationschance eréffnen. Hier sind wir an ei-
nem Punkt, den das Integrationsgesetz nicht verniinftig geregelt hat, denn ein Angebot
fur die bereits hier lebenden Migrantinnen und Migranten fehlt. Es gibt nichts, was eine
nachholende Integration, eine Politik der zweiten Chance fir die Betroffenen, ermég-
licht. Das hat natdrlich nicht zuletzt mit finanziellen Mitteln zu tun.

Um den Kreislauf der Ausgrenzung zu unterbrechen, brauchen wir kurz- und mittelfris-
tige MaBnahmen. Berufsanfanger mit Migrationshintergrund kénnen und sollen gezielt
far die Beschaftigung im 6ffentlichen Dienst gewonnen werden. In diesem Zusammen-
hang sollten auch gezielte MaBnahmen innerhalb des Konzepts des lebenslangen Ler-
nens, das bei vielen Verwaltungen, Unternehmen und in der Politik auf der Tagesord-
nung steht, integriert werden. Lebenslanges Lernen muss fur alle gelten, fur alle muss es
Angebote geben, auch fir Migrantinnen und Migranten. Es gibt ja durchaus viele
Kommunen und eine Reihe von Unternehmen, die sich diesem Thema besonders ange-
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nommen haben. Wir unterstlitzen das, und wir werden auf jeden Fall versuchen, die
Basis zu verbreitern.

Wir sehen auch, dass Personal- und Betriebsrate, gewerkschaftliche Vertrauensleute und
naturlich auch die Politik der eigenen Organisation eine wichtige Rolle bei der Verande-
rung der Einstellungspraxis und der Qualifizierungspraxis spielen kénnen. Dabei geht es
um die Frage, wie kann man die Hirde der Einstellung in den 6ffentlichen Dienst Uber-
winden. Wir wissen, dass der 6ffentliche Dienst eine hohe Selbstrekrutierung hat, das
heif3t, die Kinder und Kindeskinder und die Nichten und Neffen, besetzen in der nach-
folgenden Generation oft die frei gewordenen Platze. Das ist ein Rekrutierungssystem,
bei dem Migrantinnen und Migranten nicht einsteigen kénnen. Bei den Ford Werken
hat es einmal eine Untersuchung gegeben, die gezeigt hat, wie Uber die gewerkschaftli-
chen Vertrauensleute und Betriebsrate Migranten in dieses informelle System hinein ge-
kommen sind. Sie wussten, wie viele Lehrstellen es gibt, wann sie zu besetzen sind und
konnten dann ihren Kindern oder Nichten und Neffen Bescheid sagen. Es gibt neben
den klassischen Systemen der Personalgewinnung starke informelle Kanale. Und wenn
man einmal in diesem Kreislauf drin ist, dann funktioniert das auch.

Es anderes Beispiel fir Rekrutierung ist MAN, die Maschinenfabrik Augsburg/Nurnberg.
Die praktizierten vor Jahren ein hoch kompliziertes Auswahlsystem mit vielen Tests, um
die Besten der Besten zu bekommen. Dann haben sie festgestellt, dass es in der Praxis
nicht so lief, wie sie sich das gewlnscht haben. Sie sind zu einem vollkommen neuen
System gekommen, sie reden mit den jungen Menschen. Es gibt nur ganz wenige for-
male Voraussetzungen. Die Personalverantwortlichen fiihren Gesprache und wahlen auf
dieser Grundlage aus. Gleichzeitig gibt es das Prinzip, dass je 50 Prozent Hauptschul-
und Realschulabsolventen einen Ausbildungsvertrag bekommen. Inzwischen haben sie
die Erfahrung gemacht, dass bei den Wettbewerben der Kammern ihre Azubis immer
weit vorne liegen. Auf solche Erfahrungen sollten auch Betriebs- und Personalrate zu-
rickgreifen, um in ihrem Bereich die Einstellungsquote von Migrantinnen und Migran-
ten zu erhdhen. Das neue Betriebsverfassungsgesetz bietet hier neue Initiativmaglichkei-
ten.

AbschlieBend moéchte ich noch daflr pladieren, dass wir einen Blick Uber den deutschen
Tellerrand werfen. Migrationspolitik ist langst eine Aufgabe der Europaischen Union.
Theoretisch wissen wir das, praktisch aber setzen wir das zu wenig um. Wir als Gewerk-
schaft ver.di missen unsere Konzepte zu diesem Thema auch noch erarbeiten. Aber wir
brauchen diesen europaischen Horizont, und ich denke, dass nicht zuletzt die anstehen-
de Umsetzung der Antidiskriminierungsrichtlinie und der Gleichstellungsrichtlinie der EU,
die 2003 in nationales Recht umgesetzt werden mussen, fur uns alle gute Vorausset-
zungen bietet, zu praktischen Schritten zu kommen.
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Nachfragen und Diskussion

. Wie viele Hauptamtliche mit Migrationshintergrund haben Sie?” Eine solche Frage ist

auf Veranstaltungen zur Migrationspolitik immer wieder einmal zu héren. Sie kann -
und das geschieht - dem Arsenal der Demagogie der Hilflosigkeit entstammen, mit dem
Ziel, richtige Analysen und daraus abgeleitete Forderungen zu diskreditieren. Sie ist aber
auch der Hinweis - und somit keine Frage - darauf, dass Forderungen umso klarer ge-
stellt werden kénnen, wenn nicht nur die Begriindung stimmig ist, sondern deren Um-
setzung im eigenen Bereich vorgelebt wird. Darum ging es in weiten Teilen der Diskus-
sion. Das ist nicht nur eine Frage der Glaubwirdigkeit bei der Vertretung von Positio-
nen, sondern auch die ganz praktische Frage danach, wie die Gewerkschaften - hier
ver.di - darauf vorbereitet sind, ein Cultural Mainstreaming umzusetzen - nicht nur in-
tern, sondern auch auf dem klassischen Arbeitsfeld in Betrieben und Verwaltungen.

Der Vorsitzende des Gesamtbetriebsrats der Friedrich-Ebert-Stiftung und Vorsitzende des
ver.di-Bezirks NRW Sud forderte ein Sensibilisierungs- und Qualifizierungsprogramm
zum Thema Cultural Mainstreaming, das far alle Hauptamtlichen, far die Verwaltungs-
angestellten und die Ehrenamtlichen auf allen Ebenen verbindlich ist. Nur so kénnten im
Denken die Voraussetzungen geschaffen werden, die die Organisation in die Lage ver-
setzt, Forderungen nach auBen glaubhaft zu vertreten. Aus seiner Sicht ist das eine
zentrale Aufgabe der Bildungsarbeit insgesamt.

Das Argument, dass ver.di hier einiges an Nachholbedarf habe, unterstrich er mit dem
Hinweis, dass die Beispiele im Referat nicht aus dem 6ffentlichen Dienst kamen und
nicht einmal aus dem Organisationsbereich von ver.di.

Es sei zwar auBerordentlich zu begriBen, dass in die ver.di-Satzung auf allen Ebenen
Arbeitskreise Migration vorgesehen sind, deren Grindung - abgesehen vom Bundesar-
beitskreis - aber nicht voran komme. Entsprechende Nachfragen stoBen eher auf Unver-
standnis als auf Unterstlitzung. Diese Situation zeige sehr deutlich, wie notwendig ein
Cultural Mainstreaming sei und wie weit entfernt die Organisation davon noch ist.

In eine ahnliche Richtung zielte eine ver.di-Kollegin aus Niedersachsen. Sie hat von der
Grindung des Bundesarbeitskreises aus der Presse erfahren und sich gefragt, ob es auf
der Landesebene ebenfalls eine entsprechende Struktur gebe. Die Gewerkschaft musse
schon versuchen, aktiv und bewusst die Leute auf den verschiedenen Ebenen einzube-
ziehen, von denen bekannt ist, dass sie sich mit dem Thema befassen - und natdrlich
nicht nur die. Daran knUpfte sie schlieBlich die Frage, wie ver.di intern eine eigene inter-
kulturelle Kompetenz entwickeln will und welche Konzepte dafiir vorliegen.

Eine andere Diskussionsteilnehmerin erweiterte die Frage. Sie wollte nicht nur wissen,
wie interkulturelle Kompetenzen in der Mitgliedschaft insgesamt vermittelt werden,
sondern verwies auch auf eine Gefahr. Ver.di stellt deutliche Forderungen an die Be-
triebe und Verwaltungen. Das habe die Gruppe der auslandischen Gewerkschaftsmit-
glieder durchaus motiviert, irgendwie aktiv zu werden. Wenn es nun keine Grundlagen
und Maoglichkeiten gibt, sich einzubringen, provoziert das einfach Enttauschung und
Frustration.

Von einer - aus seiner Sicht - Enttduschung berichtete ein Diskussionsteilnehmer, der im
Rahmen eines Projektes in den Jugendamtern zweier GroBstddte Potenzialanalysen der
Mitarbeiter bezlglich ihrer interkulturellen Kompetenz gemacht hat. Was dabei heraus
gekommen ist, wollten sie dem Amt ganz unkonventionell zur Verfiigung stellen. Das
haben die Personalrdte gebremst, da es nicht der Stellenbeschreibung der Mitarbeiter
entsprach.
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Was den Stand beim Ausbau der internen Strukturen bei ver.di angeht, erlauterte Sonja
Marko, dass die Gewerkschaft da in der Tat noch nicht vollstandig aufgestellt sei. Es gibt
in der Flache noch nicht genlgend ehrenamtliche Kolleginnen und Kollegen, die sich in
den entsprechenden Arbeitskreisen organisieren. Uber eine neu eingerichtete Subdo-
main im ver.di-Netz wird versucht, die Migrationspolitik und die entsprechenden Struk-
turen bekannter zu machen. Gleichzeitig wird begonnen, mit Fachkonferenzen die aus-
stehende Positionierung von ver.di zu férdern. Noch gebe es bei ver.di kein Grundsatz-
programm, deshalb muss die Positionierung noch geklart werden. Sonja Marko appel-
lierte an alle Aktiven, in diesen Bereichen mitzuarbeiten. ver.di sei als junge Gewerk-
schaft darauf angewiesen. Und es gehe ja nicht nur darum, dass ver.di erst vor kurzem
ins Leben gerufen wurde. Sie erinnerte auch noch einmal daran, dass von den funf
Grundungsgewerkschaften nur die DPG Uber Strukturen im Bereich Migrationspolitik
verflgte. Fir die Kolleginnen und Kollegen, die aus den anderen Gewerkschaften kom-
men, ist das absolutes Neuland. Deshalb brauche es einfach etwas Zeit, bis alle Struktu-
ren funktionsféhig sind.

Hauptamtliche mit Migrationshintergrund sind bei ver.di eine Ausnahme - dies die Ant-
wort auf eine andere Frage. Bei jenen, die politische Wahldmter austiben, gibt es kei-
nen. Anders sieht es in einzelnen Bezirken bei hauptamtlichen Gewerkschaftsekretarin-
nen und -sekretdren mit Migrationshintergrund aus. Allerdings dirfte deren Anteil unter
zwei Prozent liegen. Damit - so Sonja Marko - sieht es bei ver.di noch schlechter aus als
im offentlichen Dienst. Daran dirfe man nicht vorbeireden.

Es misse aber auch danach gefragt werden, wo die Ursachen dafur liegen. Ein Grund
liegt aus Sicht von Sonja Marko darin, dass Migrantinnen zum einen in dem Bereich der
gewerkschaftlichen Bildungsarbeit ihre Interessen zu wenig wiederfinden, zum anderen
muss Migrationspolitik starker als Querschnittsaufgabe in anderen Feldern verankert
werden.

Eine entscheidende Triebfeder flr gewerkschaftliches Engagement - und damit auch
ehren- und hauptamtliche Arbeit - ist, so Sonja Marko, neben der betrieblichen Erfah-
rung die gewerkschaftliche Bildungsarbeit. Dabei gibt es ein sehr breites Angebot,
wahrscheinlich aber - so vermutet sie - hat noch nie jemand wirklich untersucht, welche
Anspriiche und Anforderungen der Personenkreis der Migrantinnen und Migranten an
die gewerkschaftliche Bildungsarbeit hat. In diesem Bereich machen die Gewerkschaften
traditionell eine Bildungsarbeit, die in dem Bereich Antirassismus angesiedelt ist. Das ist
ehrenwert, erreicht aber nicht die spezifischen Interessen dieses Personenkreises. Des-
halb musse bei der anstehenden Neuordnung der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit
darauf geachtet werden, dass die Interessen von Migrantinnen bericksichtigt werden.
Sie kénne diese Interessen zwar auch nicht genau definieren, so Sonja Marko, aber es
gebe einige Hinweise, in welche Richtung da nachgedacht werden mdsse.

Die Frage von Migrationspolitik als Querschnittaufgabe erlauterte sie an einem prakti-
schen Beispiel. Es gibt Uberlegungen, als tarifpolitische Zielsetzung Tarifvertrage tber
Weiterbildung anzustreben - ahnlich wie die IG Metall sie in Baden-Wrttemberg abge-
schlossen hat. Wenn man sich dafiir entscheidet, muss genau diskutiert werden, was
mit den Arbeitgebern als Mdglichkeit fur die Einzelnen vereinbart werden soll. Wenn
etwa angestrebt wird, Gber QualifizierungsmalBnahmen auch Aufstiegsmdglichkeiten zu
schaffen, muss geprift werden, ob das auch fur Migrantinnen passt oder ob nicht még-
licherweise fur diese Gruppe Schritte vorgeschaltet werden missen, um tatsachlich
Chancengleichheit herzustellen. Dies als Problemstellung zu erkennen, dariber zu bera-
ten und zu entscheiden sei auch Teil der in der Diskussion eingeforderten Sensibilisie-
rung.
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Zu der Schilderung, wonach Personalrate verhindert haben, dass Beschéftigte ihre inter-
kulturelle Kompetenz freiwillig in die Arbeit einbringen, machte Sonja Marko erst einmal
deutlich, welche Bedeutung den Stellenbeschreibungen zukommt. Sie sind zum Beispiel
die Ausgangsvoraussetzung fur Bezahlungsstrukturen. Sie schreiben die nétigen Qualifi-
zierungen fest und sind damit entscheidend fir die Eingruppierung. Von daher reagie-
ren Personalrdte auf freiwillige Leistungen zundchst einmal abwehrend.

Das bedeutet nun nicht, dass Stellenbeschreibungen fir die Ewigkeit festgeschrieben
sind. Sie kénnen und missen bei Bedarf geandert werden. Das sollte dann auch schnell
und unbdrokratisch geschehen. Das bedeutet auch, dass, wenn etwas Neues schnell
erreicht und umgesetzt werden soll, ein Konsens dartber hergestellt wird, wie das ge-
schehen kann.

Insgesamt - so ein generelles Ergebnis der Diskussion - erfordert eine Mainstrea-
mingstrategie auch groBe Flexibilitat bei allen Beteiligten und ein Konsens dariber, wo
die Ziele sind und wie sie erreicht werden kénnen.
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Peter Doge

Auf dem Weg zum Managing Diversity - Gender-Mainstreaming
und Cultural Mainﬁtreaming als gemeinsame Lernprozesse
in Organisationen

Mit dem Instrument des Gender-Mainstreaming soll die Umsetzung der Chancengleich-
heit von Frauen und Mannern als Querschnittsaufgabe in alle Bereiche politischen und
organisationalen Handelns verankert werden. Aber nicht nur die Chancengleichheit zwi-
schen Frauen und Mannern wird auf europdischer Ebene als Querschnittsaufgabe ver-
standen, auch der Abbau rassistischer und ethnischer Diskriminierungen ist ein erklartes
Ziel. Vor diesem Hintergrund soll im Folgenden der Frage nachgegangen werden, was
Politikansatze, die auf mehr Chancengleichheit von Migrantinnen zielen, vom Instru-
ment des Gender-Mainstreaming Gbernehmen kénnen und wo gegenseitige Lerneffekte
vorhanden sind. Fir die Klarung dieser Frage sollen zunachst wesentliche konzeptionelle
und prozessuale Bestandteile des Gender-Mainstreaming-Konzepts dargestellt werden,
um abschlieBend Perspektiven von Managing Diversity als gemeinsamen Weg zu be-
schreiben.

Gender-Mainstreaming - Chancengleichheit als Querschnittsaufgabe

Gender-Mainstreaming ,, ... bedeutet die (Re-)Organisation, Verbesserung, Entwicklung
und Bewertung des Politikprozesses mit dem Ziel der Integration der Perspektive der
Gleichstellung der Geschlechter in alle Politiken, auf allen Ebenen und allen Stufen von
allen politischen Akteuren”. Wie aus dieser Definition deutlich wird, zielt das Gender-
Mainstreaming-Konzept im Gegensatz zur bisherigen Gleichstellungspolitik darauf, die
Frage der Gleichstellung von Frauen und Mannern nun in alle Politikbereiche als Quer-
schnittsaufgabe zu verankern und damit den , Appendix-Status” der bisherigen Frauen-
und Gleichstellungspolitik aufzulésen.

Die Perspektive der Verankerung von Fragen der Gleichstellung von Frauen und Man-
nern als Querschnittsaufgabe im Sinne von Gender-Mainstreaming ist allerdings so neu
nicht, wie sie erscheinen mag. Sie wurde auf internationaler Ebene bereits auf der ersten
Frauenkonferenz im Jahr 1985 in Nairobi diskutiert, findet sich in den 80er Jahren dann
im entwicklungspolitischen Kontext und wird unter dem Begriff Gender-Mainstreaming
in der platform of action der Weltfrauenkonferenz von Peking im Jahr 1995 fixiert. Auf
europaischer Ebene bestimmt der Amsterdamer Vertrag, dass alle Mitgliedsstaaten im
Rahmen ihrer nationalen Politiken auf eine Umsetzung der Gleichstellung von Frauen
und Mannern achten mussen. Mit der Strukturfondsverordnung fir die Jahre 2001 bis
2006 ist die Berlcksichtigung der Chancengleichheit von Frauen und Mannern integra-
ler Bestandteil fUr die Mittelvergabe in diesem Bereich.

Auch Organisationen wie die Weltbank oder die Internationale Arbeitsorganisation (ILO)
wenden das Gender-Mainstreaming-Prinzip an, in der Bundesrepublik Deutschland fin-
det sich Geschlechterdemokratie als Querschnittsperspektive in der Heinrich-Boll-
Stiftung und in der Gewerkschaft ver.di, welche sich in ihrer Satzung dem Ziel der Ge-
schlechterdemokratie und dem Gender-Mainstreaming-Ansatz verpflichtet. Per Kabi-
nettsbeschluss hat sich auch die Bundesregierung im Juli 1999 auf die Querschnitts-

Der Text mit FuBnoten ist abrufbar unter
http://www.iaiz.de/Publikationen/managing_diversity.html
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integration der Chancengleichheit von Frauen und Mannern mittels des Gender-
Mainstreaming-Prinzips festgelegt, zahlreiche Bundesldnder und Kommunen verfolgen
ebenfalls Gender-Mainstreaming-Strategien.

Wohl am weitesten fortgeschritten mit der Integration der Perspektive der Gleichstellung
von Frauen und Mannern und der Umsetzung von Gender-Mainstreaming durften auf
nationaler Ebene die skandinavischen Staaten sein. Bereits im Jahr 1994 hat sich Schwe-
den dem Gender-Mainstreaming-Ansatz verpflichtet, in Finnland startete im Jahr 1998
ein Projekt zum Gender-Mainstreaming, Norwegen begann im Jahr 1996 mit dessen
Implementation. Auch der Nordische Rat orientierte sich in seinem Programm fiir Chan-
cengleichheit fur die Jahre 1995 bis 2000 bereits am Gender-Mainstreaming-Konzept.

Soll die Perspektive der Chancengleichheit in allen Dimensionen politischen und organi-
sationalen Handelns von allen Akteuren berlcksichtigt werden, werden zwangslaufig
auch Manner zu geschlechterpolitischen Akteuren. Manner werden aber auch zu Adres-
saten der Geschlechterpolitik, denn das Gender-Mainstreaming-Konzept will die unter-
schiedlichen Lebensbedingungen von Frauen und Mannern zum Orientierungspunkt
aller MaBnahmen machen. Hinter dieser politischen Ausrichtung steht die allgemeine
Erkenntnis, dass das Geschlechterverhaltnis im Ganzen nur verandert werden kann,
wenn an seinen beiden Polen zugleich angesetzt wird. So wird eine Erhéhung des An-
teils von vollerwerbstatigen Frauen nur dann mdglich sein, wenn gleichzeitig Manner
verstarkt familiale Betreuungsaufgaben Gbernehmen. Werden - wie bisher in der Bun-
desrepublik die Regel - ausschlieBlich Frauen als das zu Verandernde begriffen und
Gleichstellungspolitik entsprechend als Frauenpolitik konzipiert, werden Manner weit-
gehend im Zustand der Geschlechtslosigkeit belassen und bleiben auf diese Weise impli-
zit der Mensch und unbeabsichtigt das MaR aller Dinge.

GENDER-MAINSTREAMING ...

#  sieht Chancengleichheit als Querschnittsaufgabe,

#  zielt auf die Verdnderung des Geschlechterverhalt-
nisses,

# geht davon aus, dass Politik nicht geschlechtsneutral

ist,

#  zielt auf die Verdnderung von institutionellen Struk-
turen.

© IAlZ 2001

Allerdings bleibt das Gender-Mainstreaming-Konzept nicht auf der Ebene der Individuen
stehen, sondern zielt vor allem auf die Veranderung des strukturellen Kontexts des Ge-
schlechterverhaltnisses. Wie hier Erfahrungen mit der Umsetzung von Gender-
Mainstreaming etwa in der Weltbank gezeigt haben, ist eine genaue Klarung des Gen-
der-Begriffs eine wesentliche Voraussetzung fir eine erfolgreiche Umsetzung des Kon-
zepts. Vom Gender-Konzept und dem damit verbundenen Verstandnis von Geschlech-
terhierarchie ausgehend, entfaltet das Gender-Mainstreaming immer einen doppelten
Ansatz und zielt zum einen auf die Gleichstellung von Frauen und Mdnnern in dem Sin-
ne, dass Frauen dieselben Chancen, Rechte und Pflichten in allen Bereichen erhalten
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sollen. Orientiert an der Gender-Dimension der Geschlechterhierarchie ist Gleichstellung
jedoch ... nicht gleichbedeutend mit Gleichheit, mit der Verallgemeinerung von Man-
nern, ihrem Lebensentwurf und ihren Lebensbedingungen als die Norm”. Von daher
beinhaltet Gender-Mainstreaming zugleich als weiteren Zielhorizont zugleich die Gleich-
wertigkeit von mannlich und weiblich konnotierten Tatigkeiten, Lebensmustern und
Kompetenzen. Gender-Mainstreaming wird in diesem Sinne zur Mannlichkeitskritik und
zur Kritik an dominierenden Normen- und Kulturmustern in Organisationen, die stets
mannlich konnotiert sind.

Gender-Mainstreaming als doppelte Strategie

Gleiche Rechte, Pflichten Gleichstellung weiblich und
und Chancen von Frauen mannlich konnotierter Le-
und Mannern in allen bensmuster und Kompeten-
gesellschaftlichen Berei-  zen gegeniber mannlichen
chen
GLEICHSTELLUNG GLEICHWERTIGKEIT

© IAlZ 2001

Diese Herangehensweise zeigt sich beispielsweise in einem Gender-Mainstreaming-
Projekt des finnischen Arbeitsministeriums. Frauen arbeiten in Finnland Uberwiegend im
offentlichen Sektor, dagegen fehlen Arbeitskrafte vor allem in der informationstechno-
logischen Industrie, die den Wachstumsmotor der finnischen Volkswirtschaft darstellt.
Vor diesem Hintergrund wird vom Arbeitsministerium nun die Arbeitsplatzkultur in die-
ser Branche unter anderem mit dem Ziel analysiert, diese fir Frauen attraktiver zu gestal-
ten. Kooperationspartner sind dabei Gewerkschaften und Arbeitgeberverbande. Weiter-
hin werden Trainingsprogramme flr sogenannte ,equality consultants” entwickelt, die
in Privatunternehmen eingesetzt werden und dort Gleichstellungsstrategien unterstt-
zen.

Bausteine zur Umsetzung von Gender-Mainstreaming
Gender - Gender -
Verbindlichkeit Kompetenz
Gender
integrieren
Gender - Gender-
Verantwortlichkeit Ressourcen
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Fur die Implementation von Gender-Mainstreaming in Organisationen existiert allerdings
keine , goldene Regel”, die Anlage des Prozess ist abhdngig von der jeweiligen Organi-
sationskultur. Allerdings kdnnen auf der Basis bisheriger Erfahrungen einige grundle-
gende Bausteine fur eine erfolgreiche Umsetzung von Gender-Mainstreaming benannt
werden, wobei der politische Wille der Spitze einer Organisation unbedingte Vorausset-
zung ist. Gender-Mainstreaming als Top-Down-Prozess hat aber nur dann Erfolg, wenn
das Konzept auch auf allen nachgeordneten Ebenen der Organisation mitgetragen wird.
Hierzu ist die Herstellung von Gender-Kompetenz bei allen Mitarbeiterlnnen von ent-
scheidender Bedeutung. Neben Angeboten in der Fort- und Weiterbildung werden in
den vergangenen Jahren zunehmend Gender-Trainings eingesetzt, die urspriinglich im
entwicklungspolitischen Kontext entwickelt wurden. Von zentraler Bedeutung ist wei-
terhin die Durchfiihrung von Gender-Analysen, d.h. Analyse und Abbildung der Ge-
schlechterverhaltnisse in der betreffenden Organisation. Deren Ergebnisse bilden die
Grundlage der geschlechterpolitischen Zielformulierung und der Entwicklung von Hand-
lungsstrategien, haben zudem aber nicht zu unterschatzende Effekte im Hinblick auf die
Bewusstseinsbildung bei Mitarbeiterlnnen und Fihrungskraften.

Neben der Herstellung von Gender-Kompetenz ist die Festlegung von Verantwortlichkeit
ein weiterer zentraler Baustein fir die Umsetzung von Gender-Mainstreaming. Hier ge-
hen die Institutionalisierungsformen von Arbeits- und Kommissionsgruppen - etwa auf
der Ebene der Bundesregierung oder der Europdischen Kommmission - bis zu Gender-
Beauftragten, welche sich beispielsweise in der Gewerkschaft ver.di finden lassen. Jen-
seits dieser unterschiedlichen Formen sollte beachtet werden, dass in entsprechenden
Gremien auf eine geschlechtsheterogene Zusammensetzung geachtet wird. Entspre-
chend finden sich im nationalen Gender-Biro von ver.di eine Frau und ein Mann, auch
im Querschnittsreferat Geschlechterdemokratie der Heinrich-Boll-Stiftung ist ein ge-
schlechtsheterogenes Team tatig. Als zunehmend problematisch muss demgegentber
gesehen werden, wenn die Verantwortlichkeit fur die Umsetzung von Gender-
Mainstreaming ausschlielich bei den Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten liegt,
besteht auf diese Weise die Gefahr, Gender-Mainstreaming auf ,Frauenfragen” zu ver-
kdrzen. Zur Absicherung von Verbindlichkeit hinsichtlich der Umsetzung von Gender-
Mainstreaming werden schlieBlich Fragen nach entsprechenden Evaluations- und Cont-
rolling-Methoden von Relevanz, wobei auch hier wiederum die Organisationskultur Gber
deren konkrete Ausgestaltung entscheidet.

Mit Sicherheit lassen sich einige dieser Bausteine flr eine erfolgreiche Umsetzung von
Gender-Mainstreaming auch fir Strategien, die auf mehr Chancengleichheit von
Migrantinnen zielen, Gbernehmen, welche im Folgenden unter dem Begriff des Cultural
Mainstreaming gefasst werden. Wie flr Gender-Mainstreaming durfte dabei auch far
Cultural Mainstreaming-Ansadtze der politische Wille der Spitze einer Organisation und
deren Unterstltzung von besonderer Relevanz sein. Als Méglichkeit zur Sensibilisierung
von Fuhrungspersonal béten sich entsprechend den Gender-Analysen Diversity-Analysen
an und kénnten Ausgangspunkt von bottom-up-Strategien bilden. Dabei ergibt sich mit
Sicherheit auch im Kontext von Cultural Mainstreaming die Notwendigkeit einer prazi-
sen Bestimmung des den Strategien zugrunde liegenden Kulturbegriffs und der damit
verbundenen Begriffe Inter- sowie Multikulturalitat.

Wenn Cultural Mainstreaming- wie auch die Gender-Mainstreaming-Strategien die Ges-
taltung von sozialen Verhdltnissen insbesondere in ihrer strukturellen Dimension in das
Zentrum ihrer MaBnahmen ricken und nicht an spezifischen Personengruppen - den
Migrantinnen - ansetzen, werden auch von dieser Seite her die vorherrschenden (mann-
lichen) Normalitatskonstruktionen in Organisationen insgesamt zur Disposition gestellt.
Mit dem Ziel der Umgestaltung von Organisationskulturen, sollten auch an Entwicklung
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und Umsetzung von Cultural Mainstreaming-Strategien Vertreterinnen aller Mitarbeite-
rinnengruppen beteiligt sein und nicht nur Vertreterinnen der vermeintlichen ,, Problem-
gruppe Migrantinnen”. Auch hier kann Ziel der verfolgten MaBnahmen nicht nur die
Gleichheit von Migrantinnen und Nicht-Migrantlnnen im Sinn einer angemessenen
guantitativen Reprasentanz sein, sondern vor allem Gleichwertigkeit unterschiedlicher
Tatigkeiten, Kompetenzen und Lebensmuster. Auch in diesem Fall verschiebt sich dann
der strategische Fokus: nicht mehr die migrantischen Mitarbeiterinnen sollen in ihrer
Unterschiedlichkeit der Organisation und der in ihr dominanten Kultur, diese soll viel-
mehr der Unterschiedlichkeit der Individuen angepasst werden.

Gender-Mainstreaming als Lern- und Modernisierungsprozess von Organisationen

Cultural Mainstreaming wird auf diese Weise wie Gender-Mainstreaming Bestandteil
von Organisationsentwicklung. Dabei gewinnt die Tatsache einen Stellenwert, dass nicht
nur rechtliche Vorgaben zur Umsetzung verpflichten, fir die Umsetzung von Gender-
Mainstreaming spricht - ebenso wie fur die Umsetzung von Cultural Mainstreaming -
vor allem, dass hiermit betrachtliche Innovations-, Effektivitats- und Kreativitatspotentia-
le in Organisationen entfaltet werden kénnen.

Eine Veranderung organisatorischer Strukturen mit dem Ziel der Gleichwertigkeit weib-
lich und mannlich konnotierter Kompetenzen und Lebensmuster verbunden mit einem
Abbau geschlechtsspezifischer Stereotype und Erwartungshaltungen erméglicht es einer
Organisation, ihre Mitarbeiterinnen gemal ihrer Leistungspotenziale optimal einzuset-
zen, innerorganisatorische Kommunikationsprozesse werden dabei entscheidend ver-
bessert, Fehlzeiten verringert. Zudem nimmt die Zufriedenheit bei den Beschaftigten zu -
etwa bei Mannern, die zunehmend an einer aktiven Vaterschaft interessiert sind, bisher
an der Inanspruchnahme von Elternzeit infolge vorherrschender Rollenstereotype jedoch
gehindert werden. Auch besteht die Mdglichkeit, nach Beendigung der Familienphase
auf die von Frauen und Mannern hier erworbenen sozialen und kommunikativen Kom-
petenzen zurlckzugreifen. Gerade diese Qualifikationen werden im Kontext neuer Ma-
nagementkonzepte und im Zusammenhang von Prozessen der Verwaltungsmodernisie-
rung zunehmend als bedeutend angesehen. Dementsprechend stellen bereits zahlreiche
US-amerikanische Unternehmen Flhrungskrafte mit Personalverantwortung nur noch
dann ein, wenn diese mindestens fir ein Jahr eine sozial-pflegerische Tatigkeit absolviert
oder ein Kind betreut haben.

Allgemein wird zukinftig von einer Verknappung des Arbeitskrafteangebots bei Fach-
und FUhrungskraften ausgegangen. Zudem lassen sich bei dieser Personengruppe Be-
dirfnislagen hinsichtlich einer verdnderten Balancierung von Erwerbsarbeit sowie Freizeit
und Familie erkennen. Gender-Mainstreaming-Strategien, die auf einen entsprechenden
Umbau von Karrieremustern zielen, stellen vor diesem Hintergrund einen nicht zu unter-
schatzenden Konkurrenzvorteil bei der Anwerbung geeigneten Personals dar.

Hinsichtlich der Entwicklung von Probleml®dsungsstrategien sind (geschlechts-)homogene
(Arbeits-)Gruppen - beispielsweise Manner aus nur einem Kulturkreis - in der Entschei-
dungsfindung zwar schneller, heterogen zusammengesetzte Gruppen arbeiten - wenn
sie entsprechend geleitet werden - jedoch kreativer und kommen zu tragfahigeren An-
sdatzen. Heterogene Gruppen sind dariber hinaus besser in der Lage, bedarfsgerechte
und zielgruppenspezifische Produkte und Dienstleistungen zu entwickeln. Dies wird ins-
besondere dann von Bedeutung, wenn eine Organisation dem Ansatz des Total-Quality-
Management folgt und Qualitdt ausschlieBlich von der Zufriedenheit der Kunden, die
keinesfalls eine (geschlechts-)homogene Gruppe darstellen, her definiert.
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Gender-Mainstreaming und Cultural Mainstreaming - gemeinsam zum Managing Diver-
sity

Um diese Modernisierungspotenziale jedoch vollkommen ausschépfen zu kénnen, muss
das Gender-Mainstreaming-Konzept Abstand von der Vorstellung homogener Ge-
schlechtergruppen nehmen, wobei dann Cultural Mainstreaming-Ansatze einen wichti-
gen Beitrag leisten. Denn neben der Geschlechterdifferenz existieren in der Gesellschaft
noch andere Unterscheidungsmechanismen - etwa Hautfarbe, Herkunft, vor allem aber
auch Alter und Behinderung. Auch diese Differenzierungsmuster begriinden jeweils Dis-
kriminierungstatbestande und bestimmen den Zugang zu Gestaltungsressourcen, wobei
sie sich in ihren Effekten Uberlagern und verstarken. Die Zugehdrigkeit zu einer Ge-
schlechtergruppe bildet nicht immer und nicht in allen Kontexten das prioritare Differen-
zierungsmerkmal, Herkunft und Hautfarbe kénnen bisweilen von gréBerer Relevanz
sein. Beispiele hierflr sind die Rassenpolitik des Nationalsozialismus und die Apart-
heidspolitik in Stdafrika.

Ausgehend von multiplen Diskriminierungsstrukturen wird als umfassendes Ziel von
Chancengleichheit zunehmend Diversity formuliert - gemeint ist damit die Nicht-
Hierarchisierung von Differenz im Zugang zu Gestaltungsressourcen, die Beseitigung
aller Ungleichheiten. In diesem Sinne zielt auch die auf dem EU-Gipfel in Nizza verab-
schiedete Charta der Grundrechte der Européischen Union in Artikel 21 darauf, alle
Formen von Diskriminierungen ,,... insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der
Hautfarbe, der ethnischen und sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Spra-
che, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung,
der Zugehorigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermodgens, der Geburt, einer
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung ...” aufzuheben. Der Aktions-
plan gegen Rassismus der EU-Kommission von 1998 konzipiert wie auch das im Januar
2001 in Kraft getretene Aktionsprogramm gegen Diskriminierung Antidiskriminierung
gleichfalls als Mainstreaming-Aufgabe.

Hinter diesen politischen Ansatzen findet sich eine auch im Kontext der Geschlechterfor-
schung seit einigen Jahren formulierte Grundannahme, dass das Geschlechterverhaltnis
nur dann grundlegend verandert werden kann, wenn der ihm und der vorherrschenden
Gesellschaftsordnung insgesamt unterliegende Mechanismus der Konstituierung und
Hierarchisierung von Differenz(en) auBer Kraft gesetzt wird. Denn die Geschlechterhie-
rarchie ist Bestandteil einer umfassenden Dominanzkultur: ,Das bedeutet, dass unsere
ganze Lebensweise, unsere Selbstinterpretationen sowie die Bilder, die wir vom anderen
entwerfen, in Kategorien der Uber- und Unterordnung gefasst sind. Eben das ist mit
dem Begriff der Dominanzkultur gemeint”. Entsprechend sieht etwa die Expertin-
nengruppe des Europdischen Rates das Ziel von Gender-Mainstreaming in einer ,non-
hierarchical diversity”, im Kontext der in den Niederlanden durchgefiihrten Rechtsfol-
genabschatzungen wurde als Kriterium ,, multiformity” formuliert.

Interessanterweise taucht die Zielbestimmung Diversity im Kontext der Debatte um Ge-
schlechterdemokratie und Gender-Mainstreaming meist in anglo-amerikanischen, kaum
aber in deutschsprachigen Dokumenten auf. Hier wird der Diversity-Ansatz weitgehend
als neo-liberales Management-Konzept missverstanden und dementsprechend verkUrzt
rezipiert. Zudem zeigt sich hier zu Lande eine kontraproduktive Separierung der Diskurse
um Anti-Diskriminierung: Gender-Mainstreaming wird ohne Diversity, Cultural
Mainstreaming meist ohne Gender diskutiert. Ziel sollte jedoch sein, beide Strange im
Konzept des Managing Diversity zu verbinden. Denn auch die bundesdeutsche Gesell-
schaft ist eine vielfach differenzierte Gesellschaft, im Kontext der Globalisierung durften
in absehbarer Zeit vor allem kulturelle Unterschiede als Strukturierungsfaktor innerhalb
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und auBerhalb von Organisationen noch an Bedeutung gewinnen. Somit stellt sich die
Aufgabe, zuklnftig nicht nur die unterschiedlichen Lebenslagen von Frauen im Ver-
gleich zu Mannern und vice versa, sondern zugleich die jeweils unterschiedlichen Le-
benslagen sowohl von Frauen und als auch von Mannern zum Ausgangspunkt von ent-
sprechenden Mainstreaming-Ansatzen zu machen. Gemeinsames Ziel ist die multikultu-
relle Organisation mit folgenden Merkmalen:

l. Wertevielfalt und Pluralismus

II. Uneingeschrankte Zugangsmaoglichkeit aller Mitarbeiterlnnen zu allen Funktionen
und Positionen

. Integration aller Mitarbeiterinnen in informelle Kommunikationsstrukturen und
Netzwerke

V. Abwesenheit von Vorurteilen, direkter und indirekter Diskriminierung
V. Niedriges Konfliktniveau zwischen den soziokulturell differenzierten Gruppen.

Da in der Bundesrepublik von allen Anti-Diskriminierungspolitiken die Geschlechterpoli-
tik sowohl institutionell als auch konzeptionell wohl am ausdifferenziertesten sein durf-
te, kdnnten Gleichstellungs- bzw. Gender-Mainstreaming-Biros den Nukleus von um-
fassenderen Diversity-Units in Organisationen bilden, wie sie bereits in einigen Unter-
nehmen existieren. Gender-Trainings werden ausgeweitet zu Diversity-Trainings, Gen-
der-Analysen zu umfassenden Diversity-Analysen, Gender-Kompetenz wird verbunden
mit interkultureller Kompetenz. Gender-Mainstreaming und Cultural Mainstreaming
werden auf diese Weise zu gemeinsamen Wegbereitern von Managing Diversity:

.Strukturell gesehen mussen wir darauf hinarbeiten, Arbeit und Familienleben so zu
organisieren, dass Zustandigkeiten und Entgelt absolut unparteiisch an Menschen mit
verschiedenen sozialen Merkmalen, die unterschiedliche Aufgaben erfillen, verteilt wer-
den (...) Um wirkliche Gleichheit herzustellen, mussten allerdings auch die Arbeitsplatze
nach dem gleichen Prinzip organisiert werden: Gleichwertigkeit fur eine Vielfalt unter-
schiedlicher Tatigkeiten”.
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Monika van Ooyen
Kommentar zu dem Beitrag von Dr. Peter Doge

Ich bin von den Veranstaltern gebeten worden, einige Anmerkungen zu den Ausfih-
rungen von Peter Dége zu machen, dies werde ich gerne tun. Ich beziehe mich hierbei
auf den Leitfaden Gender-Mainstreaming als Modernisierung von Organisationen, den
Herr Dr. Doge erstellt hat.

Lassen Sie es mich direkt vorweg sagen, ich denke, dass der Gender Mainstreaming An-
satz auf die Situation von ethnischen Minderheiten anwendbar ist und wir uns deshalb
genauer mit den Umsetzungsstrategien beschaftigen sollten. Aufgrund der Zeitvorgabe
handelt es sich hier allerdings nur um Denkanstol3e.

Zu den Begrifflichkeiten mochte ich kurz sagen, dass wir sowohl von

e Cultural mainstreaming in Anlehnung an den Begriff Gender Mainstreaming als auch
von

e Managing diversity sprechen kdénnen. Dieses Konzept kommt aus dem Bereich der
Organisationsentwicklung und bezieht sich auf interkulturelles Management.

Letztendlich geht es um den Versuch, den Genderansatz mit dem interkulturellen An-
satz zusammenzufihren und von einer in der Regel monokulturellen zu einer interkultu-
rellen Sichtweise zu gelangen, die den gesellschaftlichen Gegebenheiten entspricht.

Die Strategieplanung zur Einfihrung von Gender Mainstreaming in Organisationen kann
fur die Einfihrung von interkulturellem Management in Organisationen wie dem 6ffent-
lichen Dienst genutzt werden.

Starkere Beachtung sollte jedoch dem Umsetzungsprozess gewidmet werden. Erfolgrei-
che Change Management Prozesse sind immer top-down und bottom-up Prozesse. Die
Entscheidung, dass ein Verdnderungs-Prozess in Gang gesetzt wird, ist ganz klar von der
Organisationsspitze zu treffen. Das Management bestimmt die Richtung. Die konkrete
Umsetzung der Strategien und MaBnahmen erfolgt durch die Einbeziehung aller Betei-
ligten, also bottom up. Dieser bottom-up Prozess ist jedoch weit mehr als die Sensibili-
sierung von Mitarbeiterlnnen. Bereits bei der Ist-Analyse und Diagnose sowie bei der
MaBnahmeentwicklung sind die Mitarbeiterinnen geeignet zu beteiligen.

Wir kennen zahlreiche gut gemeinte, aber letztendlich misslungene Aktionen aus Un-
ternehmen, die den Aspekt der Mitarbeiterlnnenbeteiligung nicht oder unzureichend
einbezogen haben.

Bezogen auf den geringen Anteil von Migrantinnen als Mitarbeiterinnen im 6ffentlichen
Dienst ist es ratsam, zusatzlich Migrantinnen/Angehérige ethnischer Minderheiten als
externe Expertlnnen einzubeziehen.

Betrachtet man die aktuelle Entwicklung in der Bundesrepublik, so ist festzustellen, dass
bisher wenige Kommunen ein interkulturelles Gesamtkonzept wie die Stadt Essen ent-
wickelt haben. Mir sind hier allenfalls noch Initiativen aus Solingen bekannt.

Generell kann man sagen, dass bei allen Aktivitdten in Kommunen immer zu prifen ist,
aus welcher Position heraus agiert wird, d.h. wie und warum gehandelt wird.

Wir kénnen grob skizziert folgende Positionen unterscheiden, aus denen heraus Kom-
munen handeln:
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e Es wird auf 6ffentlichen Druck hin gehandelt, um zu verhindern, dass die Kommu-
ne und hier der 6ffentliche Dienst der Diskriminierung beschuldigt wird. Im Ergebnis
findet sich dann die ,Vorzeigefrau” oder der ,Alibi-Tlrke”. In bestimmten Unter-
nehmensbereichen bleiben die Beschéaftigten als Minderheitenangehdrige in der Re-
gel unter sich.

e Es wird aus einer Anti-Diskriminierungsposition heraus gehandelt. Das heiBt, ex-
terne Faktoren (Demografische Entwicklung, starkere Einbeziehung der Klientel, Kun-
denorientierung - wir kennen hier die Diskussion um die interkulturelle Offnung der
Regeldienste) bringen Organisationen dazu, Dienstleistungen fir Migrantinnen anzu-
bieten oder Migrantinnen/Angehdrige ethnischer Minderheiten einzustellen. Begleitet
werden diese MaBnahmen zum Teil durch eine gezielte Forderpolitik und eine aktive
Anti-Diskriminierungspolitik, z.B. durch Betriebsvereinbarungen. Allerdings findet kein
interkulturelles Personalmanagement statt. Struktur und Kultur der Organisation
werden nicht in Frage gestellt, es bleibt bei — befristeten - Sonderaufgaben.

e Aus einer interkulturellen Position heraus handeln, heif3t, dass klare Vorstellungen
darUber existieren, wie eine interkulturelle Arbeitsorganisation aussieht. Hier wird ei-
ne systematische und bewusste Nutzung der Diversitat, der Unterschiede (Vielfalt) un-
ter den Mitarbeiterinnen als Wettbewerbsvorteil der Organisation begriffen. Es geht
um eine gleichberechtigte Partizipation aller, dabei kénnen durchaus auch positive
Aktionen, d.h. Sonderprojekte gestartet werden, um den Anteil von Migrantinnen zu
erhéhen. Erforderlich ist eine nachhaltige Veranderung der Personalpolitik zum Ab-
bau von Ungleichheiten und Benachteiligungen. Hier sind personalpolitische Instru-
mente gefragt. Im gesamten Rekrutierungsverfahren (Anwerbung, Anforderungspro-
file, Ausschreibungstexte, kulturneutrale Tests) sowie in Personalentwicklungsgespra-
chen (Personalbeurteilungen, Aufstiegsfortbildung, Laufbahnplanung, Beurteilungen
von Beférderungen oder Aufstiegspotenzialen) ist die interkulturelle Dimension zu be-
rlcksichtigen.

Von interkulturellem Management kann dann gesprochen werden, wenn Anerkennung
und Nutzen der Unterschiede (Vielfalt) zwischen Mitarbeiterlnnen in einer Organisati-
on/Behérde NORMAL geworden ist. Beachten sollten wir hier allerdings, dass die Aner-
kennung der Verschiedenheit und Vielfalt der Kulturen nicht impliziert, dass die gleiche
Wertschatzung fur alle Kulturen gegeben ist. In Konflikten ist zwischen Angehérigen
unterschiedlicher Kulturen Parteilichkeit erforderlich, da diese von Machtstrukturen, In-
teressenskonflikten und Widerspriichen bestimmt sind.

Fur einen Change Management Prozess in Organisationen sollten optimale Vorausset-
zungen geschaffen werden. Wichtige Prinzipien hierbei sind - neben anderen - dass kei-
ne MalBnahme ohne Diagnose konzipiert wird und die Beteiligung der Betroffenen.

Die Transparenz und Akzeptanz im Prozess ist auBerordentlich wichtig, damit Ableh-
nungen und Widerstande der Beteiligten gering sind. Mitarbeiterlnnen entwickeln zum
Teil erstaunlich kreative Widerstandstrategien im Untergrund und tauschen diese als
good-practice-Losung untereinander aus.

Was ist folglich zu beachten? Hier einige Anregungen:

e Mitarbeiterinnen missen verstehen, welche Strategien und MaBnahmen zur Umset-
zung angewendet werden. Dies ist nur erreichbar, wenn alle friihzeitig an dem Pro-
zess beteiligt werden. Hierzu mussen Verblindete und informelle Meinungsfthrer
aufgespirt und fir die Ziele des Veranderungsprozesses gewonnen werden, damit
die Mehrheit mitziehen kann.
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e Mitarbeiterinnen mussen erkennen, dass kein Verdrangungsprozess stattfindet, dass
interkulturelle Kompetenz lernbar ist; die potenzielle interkulturelle Kompetenz von
Migrantinnen und/oder Angehorigen ethnischer Minderheiten ist ebenso zu férdern.

e Mitarbeiterinnen mussen den Mehrwert von interkultureller Kompetenz in Bezug auf
ihren eigenen Arbeitsplatz, ihre eigenen Arbeitszusammenhdnge erfahren. Dies be-
deutet, dass interkulturelle Trainings nicht als losgeléste Trainings im Rahmen der
Fort- und Weiterbildung konzipiert werden sollten, sondern fachspezifische Fortbil-
dung die interkulturelle Dimension beriicksichtigen muss. Im Bezug auf Dienstleistung
im offentlichen Dienst heif3t dies z.B.: Wie wirkt sich interkulturelle Kompetenz auf
Beratungsgesprache aus, was andert sich in der Gesprachsfihrung, was fihrt dazu,
dass bisher als schwierig empfundene Gesprachssituationen zu erfolgreichen Ge-
sprachssituationen werden. FUhrungskrafte sollten im Hinblick auf Beurteilungsge-
sprache auch informell erworbene Kompetenzen berticksichtigen.

e Mitarbeiterinnen mussen erleben, dass das Arbeiten in interkulturellen Teams zu an-
deren Sichtweisen und Problemlésungen flhren kann, die in monokulturellen Teams
nicht ,, denkbar” sind. Hierzu ist es erforderlich, dass zum einen die Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden, zum anderen Fihrungskrafte qualifiziert sind, um inter-
kulturelle Teams zu leiten.

Da der Zugang zum 6ffentlichen Dienst (Personalrekrutierung/Einstellungsstopps) zurzeit
fast ausschlieBlich Gber die Ausbildung erfolgt, sollten neben den Erfordernissen im Rek-
rutierungsverfahren insbesondere Ausbilderinnen qualifiziert werden (Stichwort: Inter-
kulturelles Lernen) und die einzelnen Ausbildungskonzepte entsprechend weiterentwi-
ckelt werden.
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Nachfragen und Diskussion

Wenn in Zeiten knapper Haushaltskassen eine Kommune davon Uberzeugt werden soll,
ein Cultural Mainstreaming einzufiihren, kommen sehr schnell die Fragen: Was haben
wir davon? Was kénnen wir dadurch einsparen? Wenn nun positiv entschieden wurde
und der Prozess anlauft, taucht eine weitere Frage auf: Wie verhalten sich die Beschaf-
tigten, die sich dann in diesem Bereich qualifizieren mussen? Wie die dafir mehrfach
notige Uberzeugungsarbeit aussehen kann, war Gegenstand der Diskussion.

Ein AnknUpfungspunkt bei dem Versuch, eine Stadtverwaltung davon zu Uberzeugen,
gezielt junge Leute mit Migrationshintergrund fir eine Ausbildung in der Verwaltung zu
werben, ist die Erfahrung, die die Verantwortlichen mit der Frauenférderung haben. Es
habe zwar - so die Erfahrung einer Diskutantin mit der Stadt Frankfurt a.M. - lange ge-
dauert, bis sie eingesehen hatten, dass Frauenférderung notwendig sei, inzwischen aber
hat sich eine Verdnderung im Denken vollzogen. Hieran l3sst sich ankntpfen. Gleichzei-
tig - so ein weiteres Argument - sollte versucht werden, bei der Einfihrung eines Cultu-
ral Mainstreaming dies gleich zu verzahnen mit dem Gender Mainstreaming und nicht
beides nebeneinander her laufen zu lassen, da es auch gesellschaftlich und politisch zu-
sammen gehdre, vor allem unter dem Aspekt, zukunftsfahig zu sein.

Eine Nachfrage zielte in eine dhnliche Richtung: Er wirde gerne - so ein Diskussionsteil-
nehmer - mehr Uber die Erfahrung mit dem Gender Mainstreaming wissen, um besser
daran anknUpfen zu kénnen.

Bei konkreten Erfahrungen - so Peter Doge in einer Antwort - sollte man vorsichtig sein.
In Schweden hat die Einfihrung des Gender Mainstreaming Mitte der 90er Jahre be-
gonnen, in Deutschland vor etwa drei Jahren. Viel Erfahrung kann es folglich noch nicht
geben. An diesem Punkt sei auch Vorsicht angebracht, wenn von Erfahrungen die Rede
ist. Oft namlich wird von Gender Mainstreaming gesprochen, ohne dass es sich dabei
tatsachlich auch darum handelt. Wo es groéBere Erfahrung gibt - so Doge -, ist bei der
Implementierung von Frauenférderung als Querschnittsaufgabe, das sei allerdings kein
Gender Mainstreaming.

Die Erfahrungen, die er aus seiner Arbeit gewonnen hat, sehen so aus, dass es mit einer
in der Regel dreistiindigen Informationsveranstaltung mit den Fihrungskraften beginnt.
Die mlssen zunachst Uberzeugt werden, damit der eigentliche Prozess Uberhaupt star-
ten kann. Und da, wo es begonnen hat, liegt der Schwerpunkt momentan auf dem Be-
reich Fort- und Weiterbildung.

In diesem Zusammenhang stellt sich dann die Frage, wie die entsprechende Vermittlung
von Kompetenzen gemessen werden kann. Ein Weg wadre es, die Teilnahme an den
Weiterbildungsveranstaltungen verpflichtend zu machen. Dann kann gemessen werden,
wie weit man in einer Verwaltung ist. Das allerdings erweist sich in dem Augenblick als
formaler Ansatz, der nicht funktioniert, wenn die Teilnehmerlnnen in der Weiterbildung
zwar physisch anwesend sind, gedanklich aber ganz woanders. Diese Reaktion erleben
die Anbieter von Weiterbildungsveranstaltungen immer wieder, wenn diese auf Grund
von Druck besucht werden. Dann wird im Ubrigen auch die Messung falsch, denn die
Kompetenzen wurden ja nicht wirklich erworben.

Sehr viel besser - so Peter Dége - wadre es, wenn die Betroffenen erkennen, dass sie et-
was davon haben. Dies hangt aber weitgehend davon ab, wie der Prozess von der Fih-
rungsebene her implementiert wird. Deshalb sei es eben wichtig, zundchst diese Ebene
zu Uberzeugen. In dem Augenblick, wo die Beschaftigten die Weiterbildung - wie Gen-
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der Mainstreaming insgesamt - flr wichtig halten und daran teilnehmen, ist das Messen
der Kompetenzvermittlung Uber die Teilnahme praziser.

Daran knUpfte auch Monika van Ooyen mit Bezug auf interkulturelle Kompetenz an.
Aus ihrer Sicht ist es sehr schwierig, im Allgemeinen zu definieren, was interkulturelle
Kompetenz ist und wie sie sich fur die Einzelnen und eine Verwaltung lohnt.

Wenn aber zum Beispiel Beschaftigte nach einem interkulturellen Training an ihrem Ar-
beitsplatz konkret erleben, dass sie das Gelernte brauchen und es ihnen weiter hilft,
werden sie einem Cultural Mainstreaming positiv gegenlber stehen. Ansatzpunkt mis-
sen aus dieser Sicht die tatsachlich formulierten Bedtrfnisse und Anforderungen am
Arbeitsplatz sein. Die allerdings kennen natirlich die Betroffenen vor Ort am besten.
Deshalb dirfe der Prozess der Einfihrung eines Cultural Mainstreaming nicht nur von
oben nach unten verlaufen, er hangt sogar entscheidend davon ab, dass er auch von
unten nach oben gespeist wird.

Wichtig, so Monika van Ooyen, sei aber, dass die Organisation tatsachlich auch struktu-
rell verandert wird. Dies sei entscheidend fir ein Mainstreaming. Und dann wlrden
auch die Vorteile interkultureller Kompetenzen deutlicher zu Tage treten.

Dieser Ansatz der Veranderung von Organisation - so ein Teilnehmer - sei aus seiner
Sicht in den bestehenden Ansatzen zum Cultural Mainstreaming nur sehr bedingt inte-
graler Bestandteil. Das liege vielleicht daran, wurde aus dem Plenum erganzt, dass Vie-
les, was unter den Begriffen Gender Mainstreaming, Managing Diversity oder Cultural
Mainstreaming gefasst wird, genauso gut unter den Oberbegriff Antidiskriminierungs-
politik passen wirde, dies gelte zum Beispiel fir die Forderpolitik.

Peter D6ge sah das in einer Antwort etwas anders. Die klassische Antidiskriminierungs-
politik ist in seinen Augen die Affirmative Action - was landlaufig mit positiver Diskrimi-
nierung Ubersetzt wird. Dies sei durchaus auch Teil von Strategien wie Gender
Mainstreaming. Hinzu kommt aber eine Organisationsentwicklung, die einerseits durch
Strukturveranderung eine indirekte Diskriminierung verhindert und andererseits mehr
Gleichwertigkeit schafft. Das leistet Antidiskriminierungspolitik so nicht. Kurz gefasst ist
der Hintergrund von Gender Mainstreaming und auch Cultural Mainstreaming die Er-
kenntnis, dass Defizite nicht bei den Individuen liegen, sondern viel mehr in den Struktu-
ren, die es nicht zulassen, dass die Individuen sich einbringen.

Eine Anmerkung zu dem Kontext, in dem Uber Cultural Mainstreaming debattiert wird,
sei zum Schluss erwahnt, auch wenn sie zeitlich nicht am Ende der Diskussion fiel. Es
musse darauf geachtet werde - so eine Diskussionsteilnehmerin -, wie sich kulturelle
Unterschiede verandern. Wenn zum Beispiel in einer Stadt wie Essen in absehbarer Zeit
jedes dritte Kind einen Migrationshintergrund haben wird, hei3t das nicht automatisch,
dass diese Kinder in dieser Kultur fremd sind. Es sollten nicht kulturelle Differenzen be-
tont werden, die moglicherweise so gar nicht mehr existieren.
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In der Diskussionsrunde zum Thema ,Fremdenfreundliche &ffentliche Betriebe
und Verwaltungen” wurde das entsprechende Xenos-Projekt, das vom Bereich
Migration und Qualifizierung beim DGB Bildungswerk durchgefihrt wird, vorge-
stellt. GleichermalBBen ging es um Erfahrungen aus der Praxis. In knappen Einfih-
rungsreferaten wurde in das Thema eingefihrt. Michaela Délken stellte das Xe-
nos-Projekt vor. Sie ist Offentlichkeitsreferentin im Bereich Migration und Qualifi-
zierung beim DGB Bildungswerk.

Dietmar Stoffels berichtete (ber die Situation bei der Rheinischen Bahngesell-
schaft und die Grinde, warum das Unternehmen sich an dem Projekt beteiligen
wird. Stoffels leitet die Abteilung Personalentwicklung. In einem Unternehmen ist
das oft die Stelle, an der die Entscheidungen dartber fallen, wo es in zehn Jahren
steht und wie es sich in seinem Umfeld behaupten kann. In der Diskussion wurde
Dietmar Stoffels unterstitzt von Salvatore Bellusci. Er arbeitet als Bus- und Stra-
Benbahnfahrer bei der Rheinbahn, ist Mitglied des Betriebsrats und als solches
teilweise freigestellt. Urspriinglich sollte Bellusci nur an der Abschlussdiskussion
teilnehmen. Es war aber der ausdrtickliche Wunsch der Vertreter der Rheinbahn,
dass beide Uber das Projekt diskutieren, da es partnerschaftlich von Geschdaftslei-
tung und der betrieblichen Interessenvertretung getragen wird.

Arzu Altug schlieBSlich ist Leiterin des Referats fir interkulturelle Angelegenheiten
bei der Stadt Hannover, das es seit 1998 qgibt. Sie schilderte in ihrer Einfliihrung
das Bemdiihen ihres Referats um eine interkulturelle Offnung in der Verwaltung
und der Kommune insgesamt.

Michaela Dalken
Fremdenfreundliche 6ffentliche Betriebe und Verwaltungen

Die Notwendigkeit einer Entwicklung interkultureller Kompetenz bei 6ffentlichen Betrie-
ben und Verwaltungen ergibt sich vor allem in zwei wesentlichen strukturellen Proble-
men; das ist zum einen die Beschaftigungssituation von Migrantinnen, zum anderen das
Verhaltnis 6ffentlicher Dienstleister zu ihren KundInnen.

Was die Beschaftigungssituation angeht, weist der deutsche Arbeitsmarkt nach wie vor
eine deutliche ethnische Segmentierung auf. Auslandische Arbeitnehmerinnen arbeiten
haufig in einem belastenden Arbeitsumfeld und auf gering qualifizierten Arbeitsplatzen,
die durch den Strukturwandel in der GUterproduktion weiterhin wegfallen werden.

Besonders auffallend ist, dass Arbeitnehmerlnnen mit Migrationshintergrund in &6ffentli-
chen Verwaltungen insgesamt und in 6ffentlichen Betrieben im nichtgewerblichen Be-
reich, bei Ausbildung und Beschaftigung deutlich unterreprasentiert sind. Die Ursachen
hierfur sind differenziert und vielféltig. So sind z.B. Einstellungstests einseitig auf den
deutschen Kulturhintergrund ausgelegt und formelle Qualifikationen werden Uberbe-
wertet. Das angeblich mangelnde Qualifikationsprofil von jungen Migrantinnen wird
ebenfalls haufig als Ursache angeflhrt. Studien belegen aber, dass junge Menschen mit
Migrationshintergrund, auch wenn sie die gleichen formalen Bildungsqualifikationen
wie junge Deutsche nachweisen kénnen, erhebliche Schwierigkeiten beim Zugang zu
Ausbildung und Beschaftigung haben. Darlber hinaus bleiben Betatigungsfelder mit

36



hoheitlichen Aufgaben Menschen mit einer anderen Staatsangehdorigkeit in der Regel
ganzlich verschlossen.

Ursache fur Ungleichbehandlung ist aber oft auch eine diffuse Angst vor Fremden. Dies
gilt gerade fur Bereiche mit Kundenkontakt. Das kommt dann etwa in der Frage zum
Ausdruck: , Was sagen die Kunden, wenn sie von Migrantinnen bedient werden?”

DarUber hinaus werden Bilingualitdt und die daraus resultierenden Kommunikations-
kompetenzen immer noch nur unzureichend als Qualifikation wahrgenommen, obwohl
Betriebe und Verwaltungen, die Personen mit Migrationshintergrund als (potenzielle)
Kunden im Blick haben, deutlich eher bereit sind, Mitarbeiter auslandischer Herkunft als
Transferbriicke anzusehen und einzustellen.

Weiterhin ist das Verhaltnis Dienstleister - Kunde im Bereich von Verwaltungen und 6f-
fentlicher Betriebe zum Teil konfliktbeladen, da der Dienstleister gleichzeitig als Ord-
nungsbehorde auftritt. Diese Konfliktsituation ist fur Auslanderinnen gegeniber Men-
schen mit deutscher Staatsangehdorigkeit haufig noch schwerwiegender, da die Behérde
die existenziellen Grundlagen der Betroffenen, etwa Arbeitserlaubnisrecht, Aufenthalts-
recht, Sozialhilfe, etc., maBgeblich beeinflussen kann. Machtasymmetrien, wie sie in
einem solchen Geflige zu Tage treten, sind kennzeichnend fur interkulturelle Beziehun-
gen und bilden die Grundlage far Diskriminierungen.

Sachkonflikte kénnen durch mdégliche Sprachprobleme und kulturell bedingte Verhal-
tensweisen noch verscharft werden. Unterschiedliche, kulturell gepragte Verhaltensmus-
ter, z.B. Kdrpersprache oder Sprachbilder, fihren oft zu Missverstandnissen zwischen
Dienstleistern und Kundlnnen nichtdeutscher Herkunft. Diskriminierungen kénnen so
auch dort empfunden werden, wo keine diskriminierende Absicht vorhanden ist.

Aber auch eine in der Gesellschaft latent vorhandene Fremdenfeindlichkeit macht vor
Verwaltungen und 6ffentlichen Betrieben nicht halt. Immer wieder geduBerte Stereoty-
pe und Vorurteile, sowohl von Seiten der deutschen Mitarbeiterinnen - , Ausléander for-
dern nur, wollen aber von Pflichten nichts wissen” -, als auch von Seiten der Migrantin-
nen - ,Deutsche Beamte, z.B. die Polizei, benachteiligen Auslander grundsatzlich” -,
verhindern ein aufeinander Zugehen und eine konstruktive Loésung der anstehenden
Probleme.

In einer multiethnischen Gesellschaft ist es von daher dringend notwendig, Mitarbei-
terlnnen von 6ffentlichen Betrieben und Verwaltungen interkulturelle Kompetenzen zu
vermitteln. Diese erleichtern den Kolleginnen im &ffentlichen Dienst ihre alltagliche Ar-
beit, férdern die Integration und schaffen so die Voraussetzung fur eine solidarische und
demokratische Gesellschaft.

Ausgehend von diesen Uberlegungen hat das DGB Bildungswerk das Xenos-Projekt
,Fremdenfreundliche 6ffentliche Betriebe und Verwaltungen” - kurz F6BeV - entwickelt.
Kern des Projektes ist eine dreijdhrige interkulturelle Qualifizierung von Beschaftigten in
den Verwaltungen.

Ziel von FOBeV ist die Forderung der interkulturellen Kompetenz in den Verwaltungen.
Durch Sensibilisierung soll eine interkulturelle Kundinnenorientierung erreicht werden,
die Beteiligung von Migrantinnen an innerbetrieblicher Weiterbildung erhéht und die
berufliche Eingliederung von Personen mit Migrationshintergrund erleichtert werden.

Die Schwerpunkte der Qualifizierung liegen in der konstruktiven Auseinandersetzung
mit Konflikten und Spannungen, der interkulturellen Sensibilisierung fir den Umgang
mit Fremdheit und kultureller Vielfalt und in dem Erkennen und Respektieren von kultu-
rell bedingten Verhaltensweisen. Daneben zielt die Qualifizierung auf die Starkung der
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interkulturellen Kompetenz von Mitarbeiterlnnen in Verwaltungen, dem Erlernen von
Methoden der Stressbewaltigung und des Konfliktmanagements, der Entwicklung von
MaBnahmen zur interkulturellen Kundenorientierung und dem gemeinsamen Herausar-
beiten von positiven Effekten einer multikulturellen Belegschaft (z.B. Bilingualitat).

In der Umsetzung werden Mitarbeiterinnen ausgewahlter Beispiele des offentlichen
Dienstes betriebsintern mit der Perspektive geschult, sie zu Multiplikatorinnen weiter zu
bilden. Sie werden so geschult, dass sie innerbetriebliche interkulturelle Konflikte friher
erkennen und |6sen kénnen.

Bei der Durchfihrung des Projekts gibt es verschiedene Bestandteile. So wird zunachst
ein dreitdgiges interkulturelles Training pro Jahr (bei dreijahriger Dauer der Qualifikation)
durchgefhrt. Daran schlieBt sich ein zweitagiger Transferworkshop an.

Im Mittelpunkt des Trainings steht eine wertschatzende Selbst- und Fremdwahrneh-
mung. Bei der (kulturellen) Selbstreflexion werden eigene Werte, Einstellungen und Ver-
haltensweisen (z.B. Sprachbilder/Kérpersprache) kritisch hinterfragt. Es gilt, die eigene
kulturelle Identitat und deren Einfluss auf das interkulturelle Zusammenleben zu erken-
nen. Ziel ist die Erweiterung der Handlungskompetenz, im Berufsleben und/oder im All-
tag und die gemeinsame Entwicklung alternativer Handlungskonzepte. Erfahrungen
zum Thema Vorurteile und Diskriminierung von ,Anders-Sein” werden intensiv bearbei-
tet. Eigene und fremde Deutungs- und Wahrnehmungsmuster sollen sichtbar gemacht
werden, um das Gegeniber zu verstehen. Das Erkennen und die Bearbeitung von Kon-
flikten stehen hier im Vordergrund. Dabei soll es nicht um schnelle Lésungen gehen,
sondern um eine konstruktive Auseinandersetzung mit Konflikten und Spannungen.

Um andere Lebensweisen und Wertvorstellungen nachvollziehen zu kénnen, ist es not-
wendig, sich in andere hineinzuversetzen. Deswegen werden die Teilnehmerinnen mit
Hilfe von vor allem Rollenspielen und/oder Ubungen, aber auch Arbeitsgruppen und
Diskussionen, intensiv darin unterstltzt, ihre Handlungsspielrdume, das eigene Verhal-
tensspektrum, zu erweitern.

Das interkulturelle Training zielt nicht auf die Bereinigung, Verleumdung oder Vermei-
dung kulturgebundener Verhaltensweisen, sondern auf deren Wahrnehmung und Be-
rlcksichtigung. Es geht nicht darum, kulturelle Eigenheiten abzuschaffen mit dem Ziel
einer kulturneutralen Kommunikation, sondern um eine wertschatzende Aufmerksam-
keit far die kulturgebundenen Bewertungen, Verhaltenserwartungen und Verhand-
lungsrituale der Gesprachspartnerinnen.

Neben dem Training findet pro Jahr eine gemeinsame Tagung aller Beteiligter statt, die
auf zwei Tage ausgelegt ist. Die Behdrdentagungen wenden sich - basierend auf Freiwil-
ligkeit - an Teilnehmerinnen sowie weitere interessierte Mitarbeiterinnen in 6ffentlichen
Verwaltungen.

Neben fachlicher Qualifizierung geht es hauptsachlich um einen Erfahrungsaustausch
mit anderen 6ffentlichen Betrieben und Verwaltungen im Hinblick auf den Umgang mit
Kunden unterschiedlicher nationaler, religiéser und kultureller Zugehérigkeit. Alltagliche
Probleme und Missstande, aber auch positive Erfahrungen aus den unterschiedlichen
Arbeitsbereichen und Regionen sollen kommuniziert und erértert werden.

Auf der Internet-Seite des Bereichs Migration und Qualifizierung steht als geschitzter
Raum ein Internet-Diskussionsforum zur Vernetzung der Teilnehmenden und fir den
Erfahrungsaustausch zur Verfliigung. Hier werden auch weitere Lerninhalte auBerhalb
der Trainings vermittelt.
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Die Arbeitsergebnisse des Projekts werden in einem Kundenhandbuch , Interkulturelle
Kundenbetreuung” praxisorientiert zusammen gefasst. In den Seminaren und Tagungen
werden die Bedurfnisse der beteiligten Akteurinnen ermittelt und gemeinsam nach L6-
sungsvorschlagen gesucht. Die so erlangten Erkenntnisse bilden die Grundlagen fiir das
zu erstellende Handbuch , Interkulturelle Kundenbetreuung”. Dieses Handbuch soll ei-
nerseits den Mitarbeiterlnnen auch nach Abschluss des Projektes eine handlungsorien-
tierte Hilfe fur den alltaglichen Umgang mit Kundinnen unterschiedlicher nationaler,
religidéser und kultureller Herkunft geben. Andererseits ist es auch und gerade fir jene
Mitarbeiterinnen 6ffentlicher Betriebe und Verwaltungen gedacht, die nicht persénlich
an Veranstaltungen des Projektes teilnehmen kénnen.

Die Zielgruppe der MaBnahmen sind betriebliche Multiplikatorinnen (u.a. Betriebs- und
Personalrate, Frauenbeauftragte, Jugendvertreter, Vertrauensleute, Mitarbeitende von
Personalabteilungen) und auBerbetriebliche Multiplikatorinnen (u.a. Auslanderbeirate,
Auslanderbeauftragte, Mitarbeiterlnnen von RAAs, Aussiedlerinnen und Migrantinnen-
organisationen).

Teilnehmen kénnen 15 Mitarbeiterinnen der angesprochenen Verwaltungen. Die Aus-
wahl der Teilnehmenden richtet sich nach den jeweiligen Erfordernissen der Verwaltun-
gen. So wurden in den Verwaltungen gezielt bestimmte Bereiche angesprochen. In an-
deren Fallen gab es eine offene Ausschreibung in der gesamten Verwaltung. Das Projekt
hat eine dreijahrige Laufzeit und wird bis Herbst 2004 durchgefihrt werden.

39



Dietmar Stoffels
Das Beispiel Rheinische Bahngesellschaft AG, Diisseldorf

Das Projekt ,Fremdenfreundliche Betriebe” ist noch sehr jung. Insofern kénnen wir
noch keine Erfahrungen mit diesem Projekt vorweisen. Wir kénnen jedoch etwas Uber
die Grinde und Absichten sagen, die wir mit der Teilnahme an dem Projekt verfolgen.
Die Teilnahme an dem Projekt ist auf eine Initiative des Betriebsrates und hier insbeson-
dere des Herrn Bellusci zurlickzufthren, der auf die Verwaltung zugekommen ist und
uns hierzu einen entsprechenden Vorschlag gemacht hat.

Zunachst méchte ich das Unternehmen, aus dem ich komme, kurz vorstellen. Daraus
ergeben sich auch Motive fur unsere Teilnahme an dem Projekt. Die Rheinische Bahnge-
sellschaft, kurz: Rheinbahn, ist ein Unternehmen im 6ffentlichen Personennahverkehr,
beheimatet in Disseldorf. Sie wurde gegrindet 1896 und ist das groBte Verkehrsunter-
nehmen im Verkehrsverbund Rhein-Ruhr, der das gesamte Ruhrgebiet und das Rhein-
land stdlich von Disseldorf bis Dormagen umfasst.

Das Unternehmen gehdrt zu 100 Prozent der Stadt Dusseldorf. Wir beférdern jahrlich
203 Millionen Fahrgaste in Dusseldorf und um Dusseldorf herum. Die Fahrgastzahlen
haben sich seit 1896 etwas wellenartig entwickelt. Der Héhepunkt lag Anfang der 60er
Jahre mit 270 Millionen Fahrgasten. Dann wuchs der Individualverkehr immer mehr an
und unsere Fahrgastzahlen sanken. Seit Beginn der 90er Jahre steigen die Fahrgastzah-
len jahrlich regelmaBig wieder an. Im Jahr 2001 fuhren genau 203,4 Millionen Fahrgas-
te mit unseren Bussen und Bahnen.

So wie sich die Fahrgastzahlen wieder nach oben bewegen, bewegt sich der Personal-
bestand leider nach unten. Als Unternehmen des o&ffentlichen Personennahverkehrs
(OPNV) mussen wir uns auf einen EU-weiten Wettbewerb vorbereiten. Dies hatte zur
Folge, dass wir Personal abbauen mussten und auch noch weiter abbauen mussen.
Wahrend wir im Jahr 1992 noch 4.251 Beschaftigte hatten, waren es Ende 2001 genau
noch 3.257. Diese Zahl enthalt auch noch eine Reihe von Altersteilzeitbeschaftigten, die
sich in der Ruhephase befinden. Die Zahl der aktiven Beschaftigten durfte mittlerweile
bei ca. 3.000 liegen, davon sind rund 150 Auszubildende.

Der Anteil der auslandischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der Rheinbahn liegt
relativ hoch, bei 14,3 Prozent. Die meisten kommen aus der Tirkei. Viele auch aus dem
ehemaligen Jugoslawien, aus Griechenland und Italien. Insgesamt beschéaftigen wir Mit-
arbeiter aus 33 unterschiedlichen Nationen. Innerhalb unserer Unternehmensleitlinien ist
die gegenseitige Anregung und Unterstlitzung sowie das Respektieren anderer An-
schauungen und Kulturen als Basis flr eine gute Zusammenarbeit festgeschrieben.

Der Auslanderanteil der Wohnbevélkerung in DUsseldorf betragt 17,6 Prozent. Unser
Beschaftigtenanteil liegt etwas darunter, aber wir sind nahe dran. Wir verfligen zwar
nicht Gber Zahlen zu unseren Fahrgasten mit auslandischer Staatsangehorigkeit, aber
wenn ich die 17,6 Prozent Einwohner auslandischer Herkunft auf unsere Fahrgastzahlen
umrechne, haben wir jdhrlich rund 35 Millionen Fahrgaste (!) mit ausldndischer Staats-
angehoarigkeit.

Das ist mit ein Grund, warum wir gesagt haben, wir wollen die Chance nutzen und uns
um eine interkulturelle Kundenorientierung bemuhen und entsprechend dafur qualifizie-
ren lassen. Dies kann mittelfristig fir uns zum Wettbewerbsvorteil werden.
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Die Ziele, die wir mit der Beteiligung an dem Projekt verbinden, sind - grob gesagt - eine
Entwicklung und Férderung interkultureller Kompetenz, was zu einer Starkung der in-
terkulturellen Kunden- und Mitarbeiterorientierung fahren soll. Wir erhoffen uns davon
eine hohere Kundenzufriedenheit, eine héhere Mitarbeiterzufriedenheit und somit auch
ein verbessertes Betriebsklima.

41



Arzu Altug
Das Referat fiir interkulturelle Angelegenheiten in Hannover

Ich mochte die Ausfihrungen von Michaela Dalken vor allem in dem Punkt bestdtigen,
dass eine moderne Kommunalverwaltung und ein modernes Unternehmen in der bun-
desrepublikanischen Einwanderungsgesellschaft zundchst daran gemessen werden
muss, ob die interkulturelle Offnung und Kundenorientierung zur Programmatik gehort
oder nicht. Die Landeshauptstadt Hannover hat mit der Einrichtung des Referats fir in-
terkulturelle Angelegenheiten bereits Juni 1998 die Weichen gestellt. Die Einrichtung
des Referats basiert auf einem Beschluss der Ratsversammlung von Marz 1997. Mit der
Aufgabenformulierung ,Das Referat fur interkulturelle Angelegenheiten soll das gleich-
berechtigte und friedliche Miteinander der unterschiedlichen kulturellen und ethnischen
Bevolkerungsgruppen férdern.” hat der Rat den Prozess der interkulturellen Offnung -
ohne ihn explizit so zu benennen - als eine wesentliche Querschnittsaufgabe der Stadt-
verwaltung definiert.

Eine wesentliche Voraussetzung der interkulturellen Offnung der Kommunalverwaltung
ist die Vermittlung von interkultureller Handlungskompetenz im Rahmen der verwal-
tungsinternen Fortbildung fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Schon ein Jahr nach
Einrichtung des Referats haben wir 1999 gemeinsam mit dem Amt fir Personal und
Organisation - Stelle fur Aus- und Fortbildung - und mit Prof. Dr. Annita Kalpaka von
der Evangelischen Fachhochschule Hannover die Umsetzung des Konzepts fur interkul-
turelle Fortbildung angefangen. Was zunachst als Pilotprojekt angefangen hatte, ist
mittlerweile Gegenstand der verwaltungsinternen Fortbildung geworden. Selbstver-
standlich gestaltet sich die Teilnahme von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nicht im-
mer optimal, so dass Teilnehmermangel und Wartelisten sich manchmal abwechseln.
Das Referat zeichnet fir Idee, Konzept und Kooperationspartner. Finanziert werden die-
se Fortbildungen ganz regular aus dem Fortbildungsetat.

In diesem Themenkontext ist Hannover bereits aus eigener Initiative und Mitteln aktiv.
Mit anderen Worten: Interkulturelle Fortbildung wird in Hannover nicht erst mit der Be-
teiligung der Kommunalverwaltung am Xenos - Projekt realisiert. Vielmehr wollen wir
mit der Zusammenarbeit mit dem DGB Bildungswerk im Xenos - Projekt auf unsere
Fortbildungsarbeit bauen und tber einen Zeitraum von drei Jahren neue Methoden und
Lernsituationen kennen lernen sowie Impulse geben und nehmen. Ich will hier die M&g-
lichkeiten, die das Projekt fur die Landeshauptstadt Hannover bietet und somit Michaela
Dalken nicht wiederholen. Auch mich hat Leo Monz flr das Xenos - Projekt interessiert
und fir die Mitarbeit der Kommunalverwaltung Hannover angesprochen. Wir sind nach
den Gesprachen mit zustandigen Kollegen in Hannover mittlerweile so weit, dass die
Genehmigung fir die Zusammenarbeit im Projekt vom Amt fir Personal und Organisa-
tion vorliegt, so dass wir theoretisch starten kénnen. Praktisch missen noch einige An-
strengungen unternommen werden, um Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Teilnah-
me zu motivieren und die erforderliche Teilnehmerinnenzahl zu gewahrleisten.

Ich persénlich hoffe, dass die Zusammenarbeit im Projekt und die Ergebnisse sich auf die
Kommunalverwaltung in Hannover Ubertragen lassen werden, vor allem in der mittel-
bis langfristigen Personalpolitik, und dass interkulturelle Kompetenz zu einer Schlissel-
qualifikation wird, die wir durch Teilnahme von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern als
Multiplikatoren dann schlieBlich auch selbst vermitteln kénnen.

Da ich als einzige in diesem Forum vom Moderator gefragt worden bin, was mich fur
die Tatigkeit als Referatsleiterin qualifiziert, mochte ich diese Frage gern noch beantwor-
ten, auch wenn ich die Fragestellung etwas sonderbar finde, weil nur an mich gestellt.
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Ich will nicht zu kultursensibel sein und unterstelle ihm ernsthafte Neugier. Ich bin von
Hause aus Apothekenhelferin, damals waren Apothekenhelferinnen turkischer Herkunft
Mangelware in Berlin. War nicht mein Traumberuf, denn ich wollte studieren. Damals
habe ich von meiner Zweisprachigkeit profitiert. Ich habe sie angeboten und dafir ent-
weder mehr Geld oder mehr Zeit fir Beratung meiner Community haben wollen. Letzte-
res kam dabei heraus, und ich durfte meine ersten Erfahrungen in Gemeinwesenarbeit
sammeln. Die Community ist mit mir von einer Apotheke zur nachsten gezogen. Zwi-
schendurch habe ich auf der Abendschule den Realschulabschluss gemacht. Das war in
den 70er Jahren.

Anfang 1980 bin ich zur Arbeiterwohlfahrt gegangen, um meine Nebentatigkeit zum
bezahlten Job zu machen. Ich bin damals in der turkischen Beratungsstelle in Berlin-
Kreuzberg gelandet, habe dort anderthalb Jahre gearbeitet und bin auch intern weiter
qualifiziert worden. Danach wurde ich Mitarbeiterin im Projekt ,Deutsche und Auslan-
der im Stadtteil - Integration durch den Kindergarten”. Projekttrager war die Robert-
Bosch-Stiftung. Dort bin ich als Sozialarbeiterin beschaftigt worden, obwohl ich keinen
entsprechenden formalen Abschluss hatte. Allerdings nur fir die Dauer des Projektes,
aber mit der entsprechenden tariflichen Bezahlung. Hier war es moglich, das formale
Sozialarbeiterdiplom durch berufliche und interkulturelle Kompetenz zu ersetzen - wenn
auch temporar - und Qualifikation anders zu definieren.

1983 bin dann nach Hamburg gegangen und habe auf dem zweiten Bildungsweg an
der Hochschule fir Wirtschaft und Politik (HWP) studiert. Als Diplomsozialwirtin habe
ich 1986 beim Deutschen Gewerkschaftsbund als Organisationssekretarin angefangen.
Damit begann auch eine Binnenwanderung. Einsatz in mehreren Orten mit unterschied-
licher Dauer.

Danach habe ich meine Tatigkeit 1991 beim DGB fir das Studium der Sozialékonomie
an der HWP unterbrochen. Mit dieser weiteren Qualifikation als Dipl. Sozialdkonomin
bin ich 1993 als Referentin bei der Arbeitsgemeinschaft der Ausldnderbeirdte in Hessen
eingestiegen. Seit dem letzten Wechsel 1998 nach Hannover bin ich Leiterin des Refe-
rats fur interkulturelle Angelegenheiten der Landeshauptstadt.

Zurick zum Thema. Interkulturelle Kompetenz in dieser Gesellschaft, die zu einer Ein-
wanderungsgesellschaft geworden ist und als solche inzwischen auch politisch aner-
kannt wird, heif3t auch, dass alle bisherigen Handlungskonzepte auf ihre Tauglichkeit
hin Gberprift werden mussen. Es muss insgesamt neu Uberlegt werden, wie man fir die
interkulturelle gesellschaftliche Realitdt neue Strukturen schafft und die Kommunalver-
waltung verandert, die deutsch dominiert ist, obwohl gegenwartig und zukinftig das
Klientel sich anders zusammen setzt, was sich nicht nur in den Beschaftigtenzahlen im
offentlichen Dienst widerspiegelt.

In Hannover sieht es dabei prozentual nicht viel besser aus als in anderen Kommunen,
obwohl dort immerhin 7,4 bis 7,5 Prozent Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Migra-
tionshintergrund in der Verwaltung beschaftigt sind. Die Mehrheit dieser Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter arbeitet allerdings in den Bereichen, wo nur geringe Qualifikations-
anforderungen gestellt werden. Das sind offizielle Angaben des Amtes fur Personal und
Organisation. Der Anteil von Auszubildenden mit Migrationshintergrund betragt nicht
mehr als 1,33 Prozent. Das heil3t konkret, von den 600 Auszubildenden pro Jahr sind es
gerade mal acht migrantische Auszubildende.

Nun, die Kommune kann das feststellen und glaubwrdig bedauern. Oder sie kann von
sich aus initiativ tatig werden, um diese Situation zu andern. Da stellt sich zunachst die
Frage, ob man das dandern will. Kommunalpolitik und Kommunalverwaltung in Hanno-
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ver haben keine Leitlinien, dass mehr Migrantinnen und Migranten in der Verwaltung
beschaftigt werden sollen. Durch Impulse aus dem Referat wird derzeit Uberlegt, was
das fur die interkulturelle Offnung bedeutet und was die Verwaltung unternehmen soll
und kann, um die Zahl der migrantischen Auszubildenden zu erhéhen. Die Vorausset-
zung daflr ist zunachst, die Zahl der migrantischen Bewerberinnen und Bewerber zu
erhéhen. Dazu ist als Sympathietrager eine mehrsprachige Jobdrehscheibe entwickelt
worden, die breit unter die Jugendlichen gestreut wird. Mit dieser Jobdrehscheibe in-
formiert die Landeshauptstadt Hannover Uber ihre eigenen Ausbildungsberufe. Dieser
Schritt ist erst der Anfang einer handlungs- und ergebnisorientierten Initiative, aus der
sich andere Fragestellungen entwickeln, wie kultursensible Einstellungstests, interkultu-
relle Kompetenz der Ausbilder u.a. Weitere Fragestellungen entwickeln sich im Laufe
des Prozesses als lernender Organisation.
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Nachfragen und Diskussion

Da das Projekt , Fremdenfreundliche 6ffentliche Betriebe und Verwaltungen” noch am
Anfang steht, lasst sich Uber praktische Erfahrungen noch nicht viel sagen. Allerdings
gibt es Erfahrung damit, wie ein konkreter Betrieb auf die I[dee kommt, sich an dem Pro-
jekt zu beteiligen, woher der Ansto3 kam und wie es dann weiterging. Wie das bei der
Rheinischen Bahngesellschaft verlief, schilderte auf Nachfrage zunachst Betriebsrat Sal-
vatore Bellusci extrem knapp mit Blick auf Leo Monz vom Bereich Migration und Qualifi-
zierung beim DGB Bildungswerk: , Der Leo ist das schuld.” Dann wurde er doch noch
etwas ausfihrlicher.

Bellusci arbeitet in einem der sieben Betriebshdfe der Rheinbahn. Da liegt der Auslan-
deranteil nicht bei 14 Prozent, wie im Durchschnitt des Unternehmens, sondern bei 30
bis 35 Prozent. Da hat sich eine Gruppe von rund 20 Beschaftigten heraus gebildet, die
regelmaBig an Seminaren und Tagungen zu migrationspolitischen Themen teilnimmt
und sich auch ansonsten mit dem Thema befasst. Inzwischen sind auch Beschaftigte aus
anderen Betriebshéfen zu der Gruppe gestoB3en.

Auf einem Seminar in Hamburg machte Leo Monz den Vorschlag, etwas gemeinsam zu
machen, und sprach dabei Gber das Projekt. Zurlick in DUsseldorf folgten noch einige
Telefonate und Bellusci sprach den Arbeitsdirektor an. Dann ging es aus seiner Sicht
Uberraschend schnell. Kostenfragen mussten geklart werden, weil die Teilnehmerinnen
far die Seminare freigestellt werden mussen, man musste sich darauf einigen, nach wel-
chen Kriterien die Teilnehmerlnnen festgelegt werden. Das funktionierte ziigig. Erleich-
tert wurde das - so Bellusci - ganz sicher dadurch, dass der Betrieb gewerkschaftlich ist.

Dietmar Stoffels sah die Initiative aus seiner Sicht als Leiter der Personalentwicklung. Er
musste dem Arbeitsdirektor das Projekt erlautern, da dieser bei der urspringlichen Vor-
stellung verhindert war. Die erste Reaktion war ein kleiner Schreck wegen der Projekt-
dauer von drei Jahren und den sich daraus ergebenden Fehlzeiten an dem originaren
Arbeitsplatz. Dann hat er aber erklart, es solle ausgeschrieben werden, um wissen zu
kdnnen, welches Interesse besteht. Es wurde offen ausgeschrieben, weil - so Stoffels -
niemand verpflichtet werden sollte. Auf die Ausschreibung haben sich 16 Beschaftigte
beworben, davon 12 aus dem Fahrdienst. Dazu kommen der Leiter des Ausbildungsbe-
triebs, die Leiterin der Sozialberatung, ein Betriebshofmanager, der einen der sieben
Betriebshofe leitet, und zwei Mitarbeiter aus dem Werkstattbereich. Als Stoffels die Liste
dem Arbeitsdirektor vorgelegt hat, erklarte der ihm, er solle alle in das Projekt schicken.
So gesehen ist es dann auch aus Sicht von Stoffels eher einfach gewesen. Bei der Zu-
sammensetzung ist er froh, dass sich so viele aus dem Fahrdienst beworben haben und
Mitarbeiterinnen aus héheren Hierarchien. Er bedauert allerdings, dass sich niemand aus
dem Vertrieb, also dem Fahrkartenverkauf beworben hat und keine Fahrausweisprufer.
Denn gerade bei diesen beiden Funktionen gibt es haufiger einmal Konflikte.

Ein anderer Komplex von Nachfragen bezog sich auf die praktische Ausgestaltung der
interkulturellen Trainings: Wieso lauft der Beratungsprozess Uber drei Jahre? Zielt die
Beratung nur auf Personalentwicklung - beschrénkt sie sich also auf die individuelle
Fortbildung von Beschaftigten - oder ist das verbunden mit einer Organisationsentwick-
lung? Und natdrlich fehlte auch nicht die Frage, inwieweit Migrantinnen als Teilneh-
merlnnen, vor allem aber auch als Trainerlnnen, in die MaBnahmen einbezogen sind.

Die letzte Frage war am einfachsten zu beantworten. Naturlich werden Migrantinnen
gezielt fir eine Teilnahme angesprochen. Sie haben ja nicht automatisch eine interkultu-
relle Kompetenz. Was die Leitung der Trainings angeht, wird das von zwei Frauen ge-
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macht, eine externe Trainerin, die Deutsche ist, und eine Trainerin, die beim Bereich
Migration und Qualifizierung des DGB Bildungswerks beschaftigt ist. Diese ist Polin.

Die Fragen nach Dauer der Beratung und Organisationsentwicklung hangen aus Sicht
von Michaela Dalken durchaus zusammen. Unternehmen stehen derzeit sowieso in ei-
nem stetigen Wandlungsprozess, damit sie sich angesichts der sich rapide andernden
Marktbedingungen und knappen Kassen in den 6ffentlichen Haushalten den Anforde-
rungen stellen kdnnen. Bei einer Laufzeit der Beratung von drei Jahren sei es eher mog-
lich, das Thema interkulturelle Kompetenz im Bewusstsein zu halten und so indirekt auf
die Organisationsentwicklung Einfluss nehmen zu kénnen. Deshalb wird auch jede
MaBnahme konkret auf die speziellen Bedlrfnisse des jeweiligen Betriebs bzw. der je-
weiligen Verwaltung zugeschnitten. Am Anfang steht eine Information darlber, welche
Schwierigkeiten und Winsche es gibt, aber auch dariber, welche Veranderungen an-
stehen.

Auch fir Implementierung interkultureller Kompetenz ist eine Beratungsdauer von drei
Jahren aus Sicht des Bereichs Migration und Qualifizierung angemessen. Da es um einen
Beratungsprozess geht, der Erfahrungen aus der Praxis aufnimmt und verarbeitet, kann
dies Uber einen langeren Zeitraum besser ermdglicht werden als etwa innerhalb eines
Jahres. Das Training ist generell so angelegt, Reflexionsphasen einzubauen. Nach einem
dreitagigen Training folgt eine Reflexionsphase und schlieBlich ein zweitdgiger Work-
shop, und dies einmal jahrlich Gber einen Zeitraum von drei Jahren.

Darauf angesprochen, was er personlich als StraBenbahnfahrer von dem interkulturellen
Training habe, verwies Salvatore Bellusci auf die groBe Zahl auslandischer Fahrgaste, die
er beférdert. Er erwarte von dem Training schon, dass er nach den drei Jahren und an-
satzweise auch schon vorher weif3, wie er sich bei mdglichen Konflikten zu verhalten
habe. Gelernt werde dies, so Michaela Dalken, bei den interkulturellen Trainings, etwa
in Rollenspielen, bei denen kulturell gepragtes unterschiedliches Verhalten erkannt und
gelernt wird.

Neben der Frage der interkulturellen Kompetenz wurde auch diskutiert, wie die Zahl
auslandischer Beschaftigter in 6ffentlichen Betrieben und Verwaltungen gesteigert wer-
den kénne. Nicht unerwartet tauchte die Frage nach der Quote auf. Ware das, wenn die
Haushaltslage wieder besser sei - wurde Arzu Altug gefragt - ein gangbarer Weg?

Eine Quotierung hangt nicht unbedingt mit der Haushaltslage zusammen. Man kénne
auch - so Arzu Altug - Gber interne Ausschreibungen versuchen, eine Quote herzustellen
und die Ausschreibungen entsprechend formulieren. Dies sei derzeit aber keine L&sung.
Ein erstes Problem: Was geschieht, wenn die Quote nach einem Jahr nicht erreicht wird?
Soll sie auf niedrigerem Niveau neu festgesetzt werden? Uber Quotierung zu reden setzt
voraus, dass es gentigend Leute gibt, die die Voraussetzungen haben, um die entspre-
chenden Stellen - etwa in qualifizierteren Bereichen - besetzen zu kénnen. Dies ist aber
nicht unbedingt gegeben.

In der Personalplanung sollte versucht werden, jenseits einer starren Quotierung neue
Wege zu gehen und verschiedene Modelle zu entwickeln und auszuprobieren. In der
Diskussion wurde darauf verwiesen, dass Spataussiedler aus der ehemaligen Sowjetuni-
on haufig Uber eine gute Qualifikation verfigen. Die arbeiten dann aber oft nicht auf
entsprechenden Stellen, sondern sind arbeitslos oder in ABM-MalBnahmen, auch in der
Verwaltung. Die kdnnten also ganz anders eingesetzt werden. Dies ware eines, worauf
in der Personalplanung geachtet werden misste, was allerdings stellenweise zumindest
im Ansatz schon geschieht.
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Es sei nicht nur wichtig zu versuchen, die Zahl der Migrantinnen in der 6ffentlichen
Verwaltung zu erhdhen, sondern auch, sie nicht auf ungelernte Tatigkeiten zu reduzie-
ren. Der Ansatzpunkt daflr - so Arzu Altug - ist die interne Fortbildungsarbeit. Ziel muss
es sein zu sehen, welche Tatigkeit die Betroffenen ausliiben und wo die Weiterbildung
ansetzen kann. Und es muss versucht werden, auch Umsetzungsmdglichkeiten fir die
Betroffenen zu finden. Eine Weiterbildung nitzt wenig, wenn sie nicht auch auf einer
Arbeitsstelle angewendet werden kann.

Hier muss dann auch ein Referat fur interkulturelle Angelegenheiten oder eine Auslan-
derbeauftragte aktiv werden und zum Beispiel Uberlegen, wie entsprechende Stellen
geschaffen werden kénnen, fur die es auch Bedarf gibt. Etwa aus den Sozialamtern
kommt immer wieder einmal eine Anfrage, wie es moglich sei, sich interkulturell zu 6ff-
nen. Da wird dann ein Konzept entwickelt. Darin gibt es dann auch immer bestimmte
praktische Arbeiten, die erledigt werden missen und bei denen Mehrsprachigkeit hilf-
reich ist. Entsprechend diesen Anforderungen kénnen dann die Weiterbildungen konzi-
piert werden.

Bei solchen Ansatzen muss - dies ein Fazit der Diskussion - Fantasie und Kreativitat ent-
wickelt werden, um die internen Strukturen so zu 6ffnen, dass die Kundschaft zufriede-
ner ist und Migrantinnen die Chance haben, flr eine andere Tatigkeit qualifiziert zu
werden.

47



Podiumsdiskussion

.Drecksarbeiter, Exoten, Multikultis: Beschaftigungschancen und -barrieren fir Mi-
grantinnen im 6ffentlichen Dienst” war der Titel der abschlieBenden Podiumsveranstal-
tung. Miteinander diskutierten Nejla Bicakoglu-Murzik vom nordrhein-westfalischen Mi-
nisterium fur Stadtebau und Wohnen, Dimitria Clayton vom Landeszentrum fdr Zuwan-
derung NRW, Salvatore Bellusci, Betriebsrat bei der Rheinbahn in Disseldorf, und Man-
fred Kreutzer, Leiter des Kundenbereichs Ausbildungsmarkt beim Arbeitsamt in Koln.
Moderiert wurde die Diskussion von der Journalistin Isabel Schayani.

In einer ersten Runde stellten sich die Teilnehmerinnen in kurzen Interviews etwas aus-
fahrlicher vor, als das gemeinhin Ublich ist.

Salvatore Bellusci kam mit zehn Jahren nach Deutschland, genauer: nach Dusseldorf und
ist Uberzeugter DUsseldorfer Patriot. Nach Koéln fahrt er nur etwa alle vier Jahre, und
dann ,gezwungenermafBen” wie er sagt. Die augenzwinkernde Rivalitdt der beiden
rheinischen Metropolen hat er verinnerlicht.

Bellusci arbeitet bei der Rheinbahn, einem Nahverkehrsunternehmen, und ist in der drit-
ten Legislaturperiode Mitglied des Betriebsrats. Er ist einer von drei Betriebsraten mit
Migrationshintergrund, drei von 23. Das entspricht nicht dem Anteil der Beschaftigten
mit Migrationshintergrund. Im Bereich der Vertrauensleute sieht es nach Auskunft von
Bellusci sehr viel besser aus.

17 Prozent der Beschaftigten bei der Rheinbahn sind Migrantinnen. Sie arbeiten haupt-
sachlich als Bus- und StraBenbahnfahrer und in den Betriebshéfen. Nur sehr wenige in
der Verwaltung. In leitenden Positionen gibt es keine Migrantinnen, jedenfalls , nicht,
dass ich wusste”, so Bellusci. Auf der mittleren Ebene, im sogenannten Fahrdienstbe-
reich, mit dessen Hilfe das Verhalten der Fahrer beobachtet wird, sind es einige, aber
eben keine Leitenden.

Das kann sich aber kinftig andern, meint Bellusci. Seit zwei, drei Jahren geht zwar die
Zahl der Auszubildenden mit Migrationshintergrund zuriick, aber diejenigen, die jetzt
ihre Ausbildung beginnen oder sie gerade abgeschlossen haben, verfligen Uber eine
bessere schulische Vorbildung. Viele haben Abitur. Salvatore Bellusci ist davon Uber-
zeugt, dass es in einigen Jahren auch Migrantinnen in leitenden Funktionen bei der
Rheinbahn geben wird. Und er bedauert ein wenig, dass er die Chance nicht hatte. In
seiner Generation war der Weg vorgezeichnet: Hauptschule, wenn {berhaupt, und
dann ein Beruf am unteren Ende der Skala.

Aber es geht ja nicht nur um héhere Jobs. Nach wie vor ist es fir Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund bisweilen schwierig, einen Ausbildungsplatz zu finden. Da kann ein
Betriebsrat schon einmal weiterhelfen. So wurde Bellusci zu Beginn des letzten Ausbil-
dungsjahres vom Personalleiter angesprochen, ob er nicht jemanden kennt, der eine
Lehre als Lackierer beginnen mochte. In dem Bereich waren zwei Platze unbesetzt. Er
kannte einen, den Sohn eines auslandischen Kollegen, und der hat die Stelle bekom-
men.

Dimitria Clayton leitet das Sachgebiet ethnische Minderheiten im Landeszentrum fur
Zuwanderung NRW in Solingen. Ein Schwerpunkt ihrer Arbeit ist das Thema Migrantin-
nen im offentlichen Dienst. Ein Beispiel ist ihr persénlicher Werdegang. Sie wurde in den
USA geboren und ist dort aufgewachsen. Studiert hat sie in Kéln und Amsterdam und
einen Abschluss in Politologie gemacht. Sie hat fir die Grinen im Landtag gearbeitet
und far das Migrantenforum in Brussel.
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Ganze 2,6 Prozent der Beschéftigten im 6ffentlichen Dienst haben einen Migrationshin-
tergrund. Und von denen, die drin sind - so Dimitria Clayton - Gben 90 Prozent un- und
angelernte Tatigkeiten aus. Dass Migrantinnen angesichts solcher Zahlen in héhere Posi-
tionen aufsteigen kénnen, ist eher unwahrscheinlich. Und auch diejenigen, die formale
Voraussetzungen erftllen, werden zu wenig geférdert, um fit zu sein fur Fihrungsposi-
tionen.

Zu den Haupthindernissen, vor denen Migrantinnen bei Zugang zum 6ffentlichen Dienst
stehen, wird in der &ffentlichen Debatte zumeist die Tatsache benannt, dass die Bil-
dungsabschlisse nicht hochwertig genug sind. Das macht es schwierig, mit den Deut-
schen auf dem Arbeitsmarkt zu konkurrieren. Ein anderes Hindernis ist rechtlicher Natur.
Dimitria Clayton verweist darauf, dass Nicht-Deutsche bzw. Drittstaatsangehérige - zu-
mindest in der Regel - nicht verbeamtet werden kénnen. Allerdings sind nur 30 Prozent
der Stellen im 6ffentlichen Dienst Beamtenstellen. Die entscheidende Rolle spielen die
Angestelltenverhaltnisse.

Dimitria Clayton sieht aber auch ein strukturelles Problem, eine Diskriminierung auf
Grund von Rassismus. Sie beflrchtet, dass es schon so etwas wie Vorurteile gibt, die
auch in der Personalauswahl wirksam werden. Es kommt tatsachlich vor, dass Bewerber
nicht genommen werden, nur weil sie zufallig tdrkischer Herkunft sind oder eine
schwarze Hautfarbe haben. Dies wolle man aber oft nicht wahr haben, und es wird
auch nicht Gberpruft.

Es gibt in Deutschland keine Antidiskriminierungsbeauftragten, die bei den Auswahlver-
fahren hinzugezogen werden und darauf achten, dass Menschen, unabhangig von der
Herkunft, eine faire Chance erhalten. Die Klischees und Vorurteile, wonach Ausléander
kulturell nicht anpassungsfahig seien, sie aus autoritaren Strukturen kdmen und ihnen
deshalb eine gewisse Selbststandigkeit fehle, dirfen im Auswahlverfahren keine Rolle
spielen. Es muss um die persodnliche Qualifikation gehen, die sie mitbringen, etwa auch
Mehrsprachigkeit.

SchlieBlich fehlt oft auch der politische Wille. Viele Personalverantwortliche sehen keinen
Anlass, sich um eine Zielgruppe besonders zu bemiihen, wenn sowieso Stellen abgebaut
werden. Und es kostet Geld, entsprechende Konzepte zu entwickeln.

Nejla Bicakoglu-Murzik zahlt zu den Migrantinnen, die in der beruflichen Hierarchie weit
nach oben geklettert sind. Sie kam als Kind nach Deutschland, hat Erziehungswissen-
schaften studiert und ihre erste Stelle in der Beratungsstelle zur Qualifizierung auslandi-
scher Nachwuchskrafte in KéIn angetreten. Es folgte ein - wie sie sagt - kurzes Intermez-
70 beim Landesarbeitsamt. Danach hat sie bei der Bundesauslanderbeauftragten im Be-
reich Arbeitsmarkt und Bildung gearbeitet. AnschlieBend ging es zuriick ans Landesar-
beitsamt, diesmal als Pressesprecherin. Die nachste Veranderung fuhrte ins Arbeits- und
Sozialministerium in NRW, wo sie sich mit dem Thema Bildung und Migranten befasst
hat. Seit dem letzten Wechsel arbeitet sie als Referentin im nordrhein-westfalischen Mi-
nisterium fir Stadtebau und Wohnen.

Angesichts dieser durchaus beeindruckenden Liste findet Nejla Bicakoglu-Murzik, dass
sie irgendwie zur richtigen Zeit am richtigen Ort war. Ein Beispiel: Als Frau Schmalz-
Jacobsen das Amt der Auslanderbeauftragten Gbernahm, wollte sie bewusst mehr Men-
schen auslandischer Herkunft beschaftigen. Die Chance hat sie genutzt und ist beim
Landesarbeitsamt, wo sie Berufsberaterin fur Abiturienten und Hochschuler werden soll-
te, ausgeschieden.

Da Verwaltungen zumeist sehr gewachsene Strukturen sind, stehen sie allem Fremden
und Neuen eher verschlossen gegenlUber. Und dazu zahlen auch Migrantinnen. Diese
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Erfahrung hat wohl nicht nur Nejla Bicakoglu-Murzik gemacht. Und da sie - wie sie sagt
- ganz gut als Kélnerin durchgeht, also wenig exotisch wirkt, wurde ihr immer gesagt,
dass sie ja so sei ,wie wir”. Man hatte dann eine Tilrkin beschaftigt - die war aber wie
man selber.

Manfred Kreutzer ist von Hause aus Volkswirt. Er leitet im Arbeitsamt KéIn den Kun-
denbereich Ausbildungsmarkt. Vorher hatte er in anderen Bereichen der Arbeitsverwal-
tung gearbeitet.

Als Fachmann fir den Ausbildungsmarkt kennt er auch das Berufswahlverhalten der
Jugendlichen. Bei den Jungen und Madchen stehen als Wunschberufe kaufméannische
Berufe weit oben, also Burokaufmann bzw. Birokauffrau, Einzelhandelskaufleute, spe-
ziell bei Madchen Arzthelferin, bei den Jungen Kfz-Mechaniker. Dabei unterscheiden
sich Jugendliche deutscher und auslédndischer Herkunft nicht. Berufe im &ffentlichen
Dienst zahlen nicht zu den Favoriten.

Es ist nun nicht die Aufgabe der Berufsberatung, hier lenkend einzugreifen und die Ju-
gendlichen auf den 6ffentlichen Dienst zu orientieren. In den Berufsinformationszentren
wird Uber die Palette von Berufen informiert, um den Jugendlichen die Chance zu ge-
ben, selber eine Entscheidung zu treffen. Daneben muss natlrlich unterschieden wer-
den zwischen der Neigung der Jugendlichen und ihrer Eignung. Jeder Jugendliche bringt
bestimmte schulische Voraussetzungen mit. Und es gibt die Moglichkeit, Testverfahren
zu durchlaufen, mit denen die Jugendlichen herausfinden, wo sie mit ihren Vorausset-
zungen am besten hinpassen.

Uber Berufe zu informieren und den Jugendlichen dabei zu helfen, ihre Mdglichkeiten
einschatzen zu kénnen, ist der zentrale Ansatz der Berufsberatung. Da wird dann nicht
nach deutscher oder auslandischer Herkunft unterschieden. Unterschieden wird aller-
dings nach dem Schulabschluss. Es ist natlrlich ein Unterschied, ob jemand einen
Hauptschulabschluss hat oder das Abitur. Das pragt auch das Wahlverhalten der Ju-
gendlichen in Bezug auf den Beruf. Naturlich erfahren Hauptschulerinnen im Laufe ihrer
Schulzeit, dass sie es schwerer haben werden, einen Ausbildungsplatz zu finden als Abi-
turientinnen.

Wo sind die Ansdtze, um die Ausbildungssituation auslandischer Jugendlicher zu verbes-
sern? Die Frage wurde in der Podiumsdiskussion zundchst in den Mittelpunkt gestellt.
Ein Ansatz ist die Betrachtung der rechtlichen Rahmenbedingungen.

Dimitria Clayton sah sich zwar nicht in der Lage abzuschatzen, wie viel sich quantitativ
hier etwas verdandern |asst, vertrat aber schon die Meinung, dass rechtliche Veranderun-
gen notwendig seien. So gibt es bestimmte Berufe, flr die die deutsche Staatsburger-
schaft notig ist, ohne dass es daflr irgendeinen logischen Sinn gibt. Das absurdeste Bei-
spiel dafur ist der Schornsteinfeger, der flr seine Berufsaustbung einen deutschen Pass
braucht, seit einiger Zeit reicht auch der Pass eines EU-Mitgliedstaates. Allerdings be-
wegt sich auch etwas. Im Polizeidienst ist die Moglichkeit geschaffen worden, dass aus
einer sogenannten dienstlichen Notwendigkeit heraus auch Nichtdeutsche Polizeibeam-
te werden kénnen.

Bei der rechtlichen Regelung des Zugangs zum Beruf muss dann noch unterschieden
werden zwischen Unionsbirgern und Drittstaatsangehdérigen. Unionsblrger sind weit-
gehend gleichgestellt. Ein Problem ist allerdings auch hier die Anerkennung von Quialifi-
kationen, die im Ausland erworben wurden.

Mit der notwendigen Umsetzung der EU-Richtlinien zur Antidiskriminierung in nationa-
les Recht werden Fragen des Berufszugangs - so Dimitria Clayton - auch rechtlich gere-
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gelt werden mussen. Ein Allheilmittel gegen Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt ist
das aus ihrer Sicht freilich nicht.

Eine andere - mogliche - Rahmenbedingung ist die Einfiihrung einer Quote fir Auslan-
derlnnen.

Salvatore Bellusci vermag der Idee nicht viel abzugewinnen. Als Vater zweier schulpflich-
tiger Kinder hat er die Erfahrung gemacht, dass hier der Hebel angesetzt werden muss,
und zwar vor allem durch bessere Information. So gab es bei seinen Kindern im neunten
Schuljahr keinen Termin fir die Berufsberatung, obwohl dieses das wichtigste ist, weil
die Jugendlichen sich mit dem Abschlusszeugnis des neunten Schuljahrs flr eine Lehr-
stelle bewerben. Hier musste konsequenter beraten werden. Andererseits sieht er in
dem Unternehmen, in dem er beschaftigt ist, dass von den 40 Auszubildenden im Vor-
jahr 15 Auslédnder waren. Die haben sich also gegenlber den deutschen Jugendlichen
durchgesetzt. Denn immerhin bewerben sich jahrlich rund 1000 Schulabgangerinnen.
Dies zeige ihm - so Bellusci -, dass die jungen Leute mit Migrationshintergrund ihren
Weg gehen, wenn sie - und auch die Eltern - verniinftig beraten werden.

Auch Nejla Bicakoglu-Murzik lehnt eine Quotierung eher ab. Aus der Debatte um die
Beteiligung von Frauen sei bekannt, dass eine Quote fUr den Zugang vielleicht hilfreich
sei, wenn es dann aber um den beruflichen Aufstieg gehe, gibt es immer Mittel und
Wege, um Frauen auszuschlieBen. Da seien Mainstreamingstrategien schon hilfreicher.

Etwas anderes sei es, wenn Verbande oder Unternehmen fir sich eine Quote setzen
und sagen: Ab morgen machen wir Nagel mit Képfen und stellen vorrangig Migrantin-
nen ein, da wir deren Anteil erhdhen wollen. Sie habe schon an einigen Veranstaltun-
gen zum Thema Partizipation von Migrantinnen auf dem Arbeitsmarkt oder im &ffentli-
chen Dienst teilgenommen, aber - so Nejla Bicakoglu-Murzik - kein Vertreter der ver-
schiedenen Institutionen oder Verbande ist aufgestanden und hat gesagt: , Hier sind so
viele qualifizierte Migrantinnen, bewerben Sie sich bei uns, wir brauchen Sie, weil wir
unseren Anteil an Auslanderinnen erhéhen wollen.”

Der Hintergrund eines solchen Vorgehens ware zwar auch eine Quotierung, aber eine
von innen gewachsene, die auf der Erkenntnis beruht, dass eine Organisation die ethni-
sche und soziale Differenzierung einer Gesellschaft widerspiegeln sollte. Diese Erkennt-
nis wachst zwar in der Gesellschaft, sie wird aber noch zu wenig in Handeln umgesetzt.

Die Idee, dass eine Quote von innen heraus wachsen musse, teilt auch Manfred Kreut-
zer.

Bei Jugendlichen sei zudem eine andere Problematik gravierender. In K&In sind 30 Pro-
zent der Schulabganger junge Auslander, der Anteil der auslandischen Jugendlichen an
den Auszubildenden in K&In betrdagt aber nur 12,6 Prozent. Da stelle sich - so Kreutzer -
die Frage, wo der Rest bleibe. Die suchen sich einfache Jobs, was in Zeiten guter Kon-
junktur vielleicht gehe, aber generell keine dauerhafte Lésung sei. Wichtig ist die Be-
rufsausbildung. Dafir mussen die jungen Leute motiviert werden. Und eine strikte Quo-
te beim Arbeitsamt kénnte dazu kaum beitragen. Deshalb gibt es eine enge Kooperati-
on des Arbeitsamts mit zahlreichen Organisationen, die die betroffenen Jugendlichen
erreichen kédnnen, in der Regel Selbstorganisationen von Migrantinnen. Entscheidend ist
es, die Jugendlichen und auch deren Eltern zu motivieren, eine Berufsausbildung aufzu-
nehmen. Solange diese Motivation nicht da sei, lauft eine Quote, etwa fir Azubis, ins
Leere. Aber auch das Arbeitsamt K&éIn sieht sich hier in der Verantwortung und plant,
verstarkt bei Betrieben und Verwaltungen fur die Ausbildung von jungen Migrantinnen
zu werben.

51



Eine Rolle beim Zugang zum Beruf - das gilt auch fir den 6ffentlichen Dienst - spielen
auch die sprachlichen Fertigkeiten. Die Frage ist freilich, wie diese Rolle zu bewerten ist.
Sollten etwa Migrantinnen bei Sprachtests anders bewertet werden als Muttersprachler?

Aus Sicht von Dimitria Clayton geht es weniger darum, bei Tests andere Mal3stabe anzu-
legen. Zunachst einmal musse beurteilt werden, in welchen Bereichen des 6ffentlichen
Dienstes welche Sprachbeherrschung nétig ist. Da gibt es natlrlich Unterschiede.
Daneben muissen in eine Bewertung auch andere Fahigkeiten einbezogen werden. Das
naheliegende Beispiel ist Mehrsprachigkeit. Wenn zum Beispiel Schwierigkeiten in der
deutschen Sprache vorhanden sind, wird das ausgeglichen durch die Beherrschung z.B.
von Turkisch. SchlieBlich - so Dimitria Clayton - ist es keine Schwierigkeit, berufsbezoge-
nen Sprachunterricht zu organisieren.

Auf betrieblicher Ebene kénnen Betriebsrate darauf hin wirken, dass Sprachtests nicht
zu hoch bewertet werden. Und es gibt - so Salvatore Bellusci - bei der Rheinbahn auch
internen Sprachunterricht. Dies allerdings bisweilen auch aus der Not heraus. So hat das
Unternehmen vor einiger Zeit dringend Fahrer gebraucht und Leute eingestellt, die
schlecht Deutsch sprachen. Die haben dann parallel zur Fahrschule Deutschunterricht
bekommen.

Uber eine andere Fragestellung kam ein Teilaspekt der Quotierung wieder in die Diskus-
sion: Wirde es die Situation verbessern, wenn in Stellenausschreibungen darauf hinge-
wiesen wirde, dass Bewerberlnnen mit Migrationshintergrund bevorzugt wirden?

Es wirde sie zwar sehr Uberraschen, eine solche Anzeige zu lesen, aber - so Nejla Bica-
koglu-Murzik - vorstellen kénne sie sich das durchaus. Die Bundesrepublik ist ein multi-
ethnisches Land und gleichzeitig stark von Globalisierung betroffen. Interkulturelle
Kompetenzen, sei es die Beherrschung mehrerer Sprachen, sei es die Fahigkeit, zwi-
schen Kulturen zu vermitteln oder in verschiedenen Kulturen zu leben, sind Kompeten-
zen, nach denen ein solches Land eigentlich lechzen misste. Das ist aber nicht so. Wenn
Menschen bikulturell gepragt sind, wird das nicht als Vorteil, sondern als Defizit gese-
hen. Nejla Bicakoglu-Murzik wirde sich winschen, dass die Gesellschaft an sich selbst
den Anspruch formuliert, interkulturell zu sein und das auch politisch geférdert wird.
Das ware dann eine weitsichtige Politik.

Auf die Tatsache, dass es bereits gelegentlich Ausschreibungen gibt, in denen Migran-
tinnen besonders aufgefordert werden, sich zu bewerben, verwies Dimitria Clayton. Al-
lerdings wisse sie nicht, ob das tatsachlich dazu fuhrt, dass immer mehr Menschen mit
Migrationshintergrund dann auch auf die entsprechenden Arbeitspldtze kommen. Diese
Vorgehensweise sei aber sehr zu begrifBen. Als Beispiele nannte Dimitria Clayton die
Ausschreibungen des Landeszentrums fur Zuwanderung und der Stadt K&ln in zumin-
dest einigen Bereichen, etwa in dem der Antidiskriminierungsbeauftragten.

Neben den Ansdtzen, in den Strukturen etwas zu verandern, damit der Zugang zum
Arbeitsmarkt fir Menschen mit Migrationshintergrund erleichtert wird, wurde in der
Diskussion auch die Notwendigkeit von Vorbildern thematisiert.

Aus der Sicht von Nejla Bicakoglu-Murzik sind Vorbilder auf jeden Fall wichtig. Wie - so
fragt sie - solle ein junges tUrkisches Madchen den Wunsch entwickeln, Fernsehmodera-
torin zu werden, wenn sie nie in ihrem Leben eine Fernsehmoderatorin auslandischer
Herkunft erlebt hat? Glicklicherweise gibt es inzwischen in verschiedenen Sendungen
Moderatorlnnen ausléandischer Herkunft, mit denen sich Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund identifizieren kénnen.
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Ganz ahnlich ist es fur Dimitria Clayton beruhigend, dass es jedes Jahr ein paar Vorbilder
mehr gibt, auch wenn es nur ein paar sind. Die sind aber nicht nur Vorbilder, sondern
zumindest potenziell auch Mentoren, die daflr sorgen, dass andere Angehdrige ethni-
scher Minderheiten nachkommen, in den Bereich, wo sie tatig sind. Als Vorbild aktiv zu
sein, geht aber auch ganz anders. So berichtete Dimitria Clayton von einem Azubi-
Stammtisch in KéIn, wo junge Migrantinnen, die eine Ausbildung erfolgreich abge-
schlossen haben und im Berufsleben stehen, andere informieren, die bestimmte Berufe
anstreben. Da wird dann gemeinsam Uberlegt, wie die Einzelnen das schaffen kénnen.

Mit der Einbeziehung des Plenums in die Diskussion kam noch einmal die Frage der
Quotierung auf. Ein pragmatisch griffiges Argument: Es gibt Schlimmeres als den Quo-
tenauslander, das ist der Alibiauslander. Und es gibt Schlimmeres als den Alibiauslander,
das ist gar kein Auslander. Das sei gerade bei der Arbeitsverwaltung ein Problem. Denn
wenn es darum gehe, auslandischen Jugendlichen den Weg in den Beruf zu erldutern,
mussten dazu auch Berufsberater mit Migrationshintergrund vorhanden sein. Und ob-
wohl sich immer wieder gut qualifizierte Auslanderlnnen beim Landesarbeitsamt bewor-
ben haben, wurden in NRW nur zwei genommen. Hier misse notfalls eine Quote grei-
fen.

Wie aber - so ein anderer Diskussionsteilnehmer - soll eine Quote festgelegt werden?
Entsprechend dem Auslanderanteil in Deutschland oder in der jeweiligen Region oder
nach dem Anteil der Kundschaft? Das sei nicht praktikabel. Vielmehr missten sich alle
dartber klar werden, dass Qualifikationen wichtig sind und dass es die auch geben
kann, wenn jemand nur mittelmdBig Deutsch spricht. Und eine Qualifikation ist es, zum
Beispiel Iranisch oder Tirkisch zu sprechen. Das wird aber kaum gesehen, sondern zu-
meist darauf verwiesen, dass die deutschen Sprachkenntnisse nicht so gut sind.

Auch Manfred Kreutzer zeigte sich einer Quotierung gegeniber noch einmal skeptisch.
Ein Auslanderanteil von drei bis vier Prozent beim Arbeitsamt KéIn sei zwar gering und
kénne - die Eignung der Bewerber vorausgesetzt - erhdht werden, aber bei der grund-
satzlichen Frage, wie junge Leute mit Migrationshintergrund an Berufsausbildung her-
angeflhrt werden kénnen, sei eine Quotierung kein Allheilmittel. Es gibt in K&In Lehrer
far muttersprachlichen Unterricht, es gibt an den Hauptschulen Schulsozialarbeiter, die
zusammen mit Berufsberatern auf die Belange von jungen Migrantinnen eingehen. Fur
die Zielgruppe mussen verschiedene Ansatze gleichzeitig greifen, um voran zu kommen.
Das andere nichts an dem Bestreben, den Auslanderanteil in der Verwaltung zu erho-
hen. Nur geht es hier um zwei verschiedene Fragestellungen.

Und wie Manfred Kreutzer sahen auch andere - zum Beispiel Dimitria Clayton - in der
Diskussion als Alternative zu einer Quote eine Zielvorgabe oder Zielvereinbarung, einen
bestimmten Anteil von Migrantinnen in den &ffentlichen Dienst zu bekommen. Bei einer
Zielvereinbarung wird im Vorfeld Gber die Notwendigkeit, den Anteil zu erhéhen, inhalt-
lich diskutiert.

Die Wirkung der Quotenregelung bei der Frauenférderung - so eine Diskussionsteilneh-
merin - werde oft Uberschatzt. Die Formulierung, dass bei gleicher Qualifikation eine
Frau den Vorzug erhalte, kommt in der Praxis nur in sehr wenigen Féllen zum Tragen.
Von daher sei eine aktive Gleichstellungspolitik, die ganz verschiedene Ansatze verfolgt,
ein Erfolg versprechenderer Weg. Und da sei eine Zielvereinbarung ein wichtiger An-
satz.

Aus der tdglichen Praxis kam ein anderer Diskussionspunkt. Ausgangspunkt ist die Er-
fahrung, dass jugendliche Migrantinnen bei den Einstellungstests in hohem MaBe
durchfallen, weil diese Tests auf einem deutschen kulturellen Hintergrund beruhen. Wie
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lassen sich diese Tests, die von der deutschen Gesellschaft fur Personalentwicklung ent-
wickelt werden, verdndern, welche Alternativen gibt es dazu?

Dass es hier tatsachlich Klarungsbedarf gibt, wurde aus einer Antwort deutlich. Die Poli-
zei in NRW hat vor einigen Jahren ihre Sprachtests durch so genannte Cultural Fair Tests
ersetzt, anstatt sprachliche Aufgaben zu stellen, wird mit Symbolen gearbeitet, die kul-
turell neutral sein sollten. Erstaunlicherweise war die Durchfallquote bei diesen Tests
noch hoéher als vorher. Das hat nicht zuletzt im nordrhein-westfalischen Innenministeri-
um flr heftiges Erstaunen gesorgt. Die Ursachenforschung halt derzeit wohl noch an.
Ganz offensichtlich gibt es hier auch noch erheblichen Forschungsbedarf.

Naturlich blieben Fragen offen. Themen, die nicht thematisiert wurden, benannte eine
Diskussionsteilnehmerin. Ein Beispiel: Es gibt auch Deutsche asiatischer oder afrikani-
scher Herkunft, deren Erstsprache Deutsch ist. Bei ihnen kann von einem gleichberech-
tigten Zugang zum Arbeitsmarkt oder zum 6ffentlichen Dienst auch kaum die Rede sein.
Der groBere Hintergrund sei also die Frage Antidiskriminierung. Das freilich war nicht als
Kritik verstanden, sondern im Gegenteil als Aufforderung weiterzumachen.

54



Verzeichnis der Autorinnen und Autoren
Arzu Altug, Leiterin des Referats fur Interkulturelle Angelegenheiten der Stadt Hanno-
ver

Michaela Dalken, DGB Bildungswerk, Referentin fiir Offentlichkeitsarbeit im Bereich
Migration und Qualifizierung, Disseldorf

Dr. rer. pol. Peter Dége, Mitgrinder und Mitglied des geschaftsfihrenden Vorstands
des Instituts fir anwendungsorientierte Innovations- und Zukunftsforschung e.V. — 1AIZ,
Berlin

Gudrun Hock, Beigeordnete fir Jugend und Soziales der Stadt Essen

Sonja Marko, ver.di-Bundesvorstand, Referatsleiterin fir Migrationspolitik und auslan-
dische Arbeitnehmerinnen, Berlin

Dr. Ursula Mehrlander, Friedrich-Ebert-Stiftung, Leiterin der Abteilung Arbeit und So-
zialpolitik, Leiterin des Gesprachskreises Migration und Integration, Bonn/Berlin

Leo Monz, DGB Bildungswerk, Leiter des Bereichs Migration und Qualifizierung, Dis-
seldorf

Dietmar Stoffels, Rheinische Bahngesellschaft, Leiter der Abteilung Personalentwick-
lung, Dusseldorf

Monika van Ooyen, Bundesinstitut fir Berufsforschung, wissenschaftliche Mitarbeite-
rin der Initiativstelle Berufliche Qualifizierung von Migrantinnen und Migranten, Bonn

Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Podiumsdiskussion

Salvatore Bellusci, Betriebsrat, Rheinbach Dusseldorf

Nejla Bicakoglu-Murzik, Ministerium flr Stadtebau und Wohnen, Kultur und Sport
NRW, Dusseldorf

Dimitria Clayton, Landeszentrum fur Zuwanderung NRW, Solingen

Manfred Kreutzer, Arbeitsamt KoIn, Leiter des Kundenbereichs Ausbildungsmarkt

Moderatoren

Bernd Mansel, MedienbUro Arbeitswelt, Berlin

Leo Monz, DGB Bildungswerk, Leiter des Bereichs Migration und Qualifizierung, Dis-
seldorf

Isabel Schayani, Journalistin, Westdeutscher Rundfunk, Kéln

Ginther Schultze, Friedrich-Ebert-Stiftung, Abteilung Arbeit und Sozialpolitik, Ge-
sprachskreis Migration und Integration, Bonn

55



Tagungsleitung

Leo Monz, DGB Bildungswerk, Leiter des Bereichs Migration und Qualifizierung, Dis-
seldorf

Ginther Schultze, Friedrich-Ebert-Stiftung, Abteilung Arbeit und Sozialpolitik, Ge-
sprachskreis Migration und Integration, Bonn

56



	DGB Bildungswerk
	Inhalt
	Ursula Mehrländer
	Vorbemerkung
	
	
	Einführung
	Kommentar zu dem Beitrag von Dr. Peter Döge
	Fremdenfreundliche öffentliche Betriebe und Verwaltungen
	Das Beispiel Rheinische Bahngesellschaft AG, Düsseldorf
	Das Referat für interkulturelle Angelegenheiten in Hannover



	Nachfragen und Diskussion
	
	
	
	Podiumsdiskussion





